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Einleitung. 



Ein durch eine begangene strafbare Handlung be- 
gründeter staatlicher Strafanspruch kann aus gewissen 
Gründen nachträglich getilgt werden. Die Thatsachen 
oder Gründe, denen das Gesetz diesen Einfluss zuge- 
steht, heissen Strafauf hebungs- oder Straftilgungsgründe 
und dürfen nicht verwechselt werden mit den Straf- 
ausschliessungsgründen, bei deren Vorliegen die an sich 
rechtswidrige Handlung schon bei ihrer Begehung des 
Charakters der .Strafbarkeit entkleidet ist und demnach 
kein Strafanspruch des Staates entsteht (Notstand, Not- 
wehr, Unzurechnungsfähigkeit). 

Unter den Strafaufhebungsgründen sind die wich- 
tigsten: Begnadigung und Verjährung. 

Verjährung im Strafrecht ist der Untergang des 
durch das Delikt begründeten Strafanspruchs infolge 
ununterbrochenen Ablaufs einer gesetzlich bestimmten 
Zeitdauer. 

Die strafrechtliche Verjährung zerfällt in die Ver- 
folgungsverjährung (auch Verbrechens-, Klag- oder 
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Untersuchungsverjährung genannt), die sich auf die ge- 
richtliche Anklage, Untersuchung und Verfolgung vor 
gefälltem Strafurteil bezieht, und die Vollstreckungs- 
verjährung (auch Strafverjährung genannt), die sich 
auf das gefällte Strafurteil bezieht. 



\y 



I. Kapitel. 

Gescliiclitliclie Entizsrickelung der 

TTerjälirung. 



Die schweizerischen Strafgesetze haben ihre Be- 
stimmungen über Verjährung grösstenteils dem deutschen 
Recht entnommen; einigen hat mehr das französische 
Recht zum Muster gedient. Ins deutsche und französische 
Recht selbst ist das Institut durch die Rezeption des 
römischen Rechts verpflanzt worden. 

Im römischen Recht scheint bei dem Schweigen der 
Quellen keine Verjährung für delicta publica bestanden 
zu haben bis 18 v. Chr., in welchem Jahr die zur Ab- 
schreckung vor Sittlichkeitsverbrechen und zur Hebung 
des untergrabenen Familienlebens erlassene lex Julia 
de adulteriis die Anklagen für gewisse von ihr bedrohte 
Verbrechen — adulterium, stuprum, lenocinium — einer 
fünfjährigen Verjährung unterwarft). 

Die später entstandenen Quellen weisen sodann 
mehrfach auf das Bestehen einer allgemeinen zwanzig- 
jährigen Kriminalverjährung ^), ebenso auf dasjenige 

1) 1. 29 § 6 D. 48, 5. 

*) S. besonders 1. 12 C. 9, 22, wo geschrieben steht, dass die 
Anklage wegen Fälschung, wie diejenige wegen beinahe aller 
übrigen Verbrechen durch die Einrede des Ablaufs von 20 Jahren 
ausgeschlossen werde. 
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einer fünfjährigen Verjährung des peculatus*) und der 
Anklage wegen widerrechtlichen Eröflfnens eines Testa- 
ments nach dem S. Consultum Silanianum ^) hin, während 
die Anklagen wegen parricidium *), suppositio partus*) 
und apostasia^) als unverjährbar bezeichnet werden. 

Über die Zeit der Einführung der allgemeinen 
Kriminalverjährung ist folgendes zu bemerken*): 

Der Jurist Paulus schliesst in seinem Werke „de 
poenis omnium legum** das parricidium ^) und in den 
„sententiae" die suppositio partus *) von der Verjährbarkeit 
aus. Es muss also die Kriminalverjährung zur Zeit dieses 
Juristen bereits als Kegel gegolten haben ; denn es hätte 
sonst kein Grund bestanden, die Unverjährbarkeit ein- 
zelner Verbrechen besonders hervorzuheben. Nun fällt 
das Wirken des Paulus in die Zeit der Kaiser Septimius 
Severus (193—21 1 n. Chr.), Antoninus Caracalla (gest. 217} 
und Alexander Severus (222—235). Die „sententiae** 
verfasste Paulus wahrscheinlich unter der Regierung 
Caracallas ^). Auch die fünfjährige Verjährungsfrist für 
den peculatus ist zu dieser Zeit bereits in Kraft gewesen : 
Verfasser der 1. 7 D. 48, 13 ist nämlich Venulejus 
Satuminus, der unter Septimius Severus und Antoninus 
Caracalla gelebt hat. — Auf diese zwei Kaiser, die 
gemeinschaftlich von 198 — 208 regierten, ist aber nach 
Angabe der Quellen die Einführung zweier, mit der 
Kriminalverjährung eng verwandten Praescriptionen zu- 
zückzuführen, nämlich die zwanzigjährige Verjährung 

') 1. 7 D. 48, 13. 

*) 1. 13 D. 29, 5 dieses S. Cons. datiert aus dem Jahre 11 n. Chr. 
») 1. 10 D. 48, 9. 
*) 1. 19 § 1 D. 48, 10. 
*) L 4 C. 1, 7. 

®) S. Dambach, „Beiträge zur Lehre von der Criminalverjäh- 
rung", Berlin 1860, S. 25—40. 
') Dambach, Beiträge, S. 35. 



der aus Delikten entspringenden fiskalischen Ansprüche : 
1. 3 D. 48, 17 und die fünfjährige Verjährung der 
Vindikation der wegen Zollvergehen verfallenen Güter : 
1. 2 C. 4, 61. Es liegt daher die Annahme nahe, diese 
zwei Kaiser seien auch die Urheber der allgemeinen 
Kriminalverjährung. Mit Bestimmtheit dürfen wir aber 
nur behaupten, dass letztere zur Zeit des Juristen Paulus 
bereits in Kraft bestand, und es ist die Vermutung nicht 
ausgeschlossen, dass sie früher eingeführt worden sei. 
Die Quellen sprechen nur von einer Verjährung 
der Straf klage, aber nicht von einer Verjährung er- 
kannter Strafen. 

über den Grund der Einführung der Kriminal- 
verjährung geben uns die Quellen keinen Aufschluss. 
Dass aber dieselbe nicht etwa eine blosse Adoption des 
griechischen Rechts war, wie Dabelow^ behauptet, 
sondern einem selbstempfundenen Bedürfnis entsprungen 
sein muss, beweist der Umstand, dass die Römer, indem 
sie sich, bei Kodifikation ihres Rechts die Gesetzgebung 
der Griechen zum Muster genommen, vorerst das Institut 
der Verjährung nicht acceptierten, sondern — man kann 
dies wohl behaupten — absichtlich verwarfen ; die Ein- 
führung erfolgte erst einige Jahrhunderte später®). 

^) Da nämlich der Verfasser dieser Stelle, Aelius Marcianus, 
in der Schrift, der dieselbe entnommen, kurz vorher (1. 1 D. 48, 17) 
von „Divus Severus** und „Divus Antoninus" gesprochen und dann 
(1. 3 D. h. t.) weiter berichtet, dass die fiskalischen Ansprüche 
nach 20 Jahren verjähren und hinzufügt : „Divi prineipes volucrunt", 
so hat er mit „Divi prineipes" zvreifellos die genannten zwei Kaiser 
bezeichnen wollen. 

*) Dabelow, „Über die Verjährung«, 1807, § 137, 139. 

') Einer Verjährung der Straf klagen begegnen wir im attischen 
Recht bereits zur Zeit des Lysias (459—378 v. Chr.). Letzterer 
erklärt nämlich in seiner Bede „Wegen des ausgegrabenen Öl- 
baums** das Verbrechen der Ausgrabung des heil. Ölbaums als un- 
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Die Ansichten nun, die fast seit den Glossatoren 
bis in unsere Zeit über den Grund der Einführung der 
Kriminalverjährung bei den Römern ausgesprochen 
wurden, sind sämtlich Vermutungen, die der quellen - 
massigen Grundlage entbehren. Der grössere Teil der- 
selben ist zudem unstichhaltig, so dass deren Würdigung 
hier füglich unterbleiben darf*). Erwähnung verdienen 
folgende : 

a) Die Ansicht Lauterbachs ^) , es habe einer ver- 
späteten Klagerhebung, die wegen der Verdunke- 
lung der Beweise, wie dem angeklagten Schuldigen 
zum Vorteil, ebenso dem nicht oder minder Schul- 
digen zum Nachteil gereichen könne, der Faden 
abgeschnitten werden sollen. 

b) Die Veimutung^), die peinliche Verjährung sei 
eingeführt, weil nach einer Reihe von Jahren die 
Besserung des Verbrechers zu vermuten und da- 
her der Zweck der Strafe bereits erreicht sei. 



verjährbar und verficht in der Rede „Gegen den Denunzianten 
Agoratus" seine Ansicht, dass das dem Agoratus zur Last gelegte 
Verbrechen — Mord mehrerer Bürger — der Verjährung nicht 
unterliegen könne. Es muss also die Verjährbarkeit der Straf- 
klägen als Regel, die Unverjährbarkeit als Ausnahme gegolten 
haben. Unzweifelhaft beweist auch die „Kranzrede" des Demo- 
sthenes das Bestehen der Kriminalverjährung bei den Athenern; 
der Redner beruft sich gegenüber den Anklagen des Äschines 
geradezu auf die Verjährung (s. Dambach, „Beiträge", S. 1 — 21). 

^) Siehe deren Widerlegung in Dambach, „Beiträge", S. 43 — 71. 

^) Lauterbach, „De criminum praescriptione", 1655, Kap. 10. 
Ihm folgt u. A. Unterholzner, „Ausführliche Entwickelung der 
gesamten Verjährungslehre**, 1828, Bd. II, § 305. Ähnlich Ahegg, 
„Über Verjährung erkannter Strafen", 1862, S. 5. Für die von ihm 
befürwortete Verjährung erkannter Strafen stellt Abegg jedoch 
als Grund „die unendliche. Alles in ihren Schoss begrabende Macht 
der Zeit" hin. 

^) So zuerst Engau, „Kurze juristische Betrachtung von der 
Verjährung in peinlichen Sachen", 1737, S. 11, Anm. 3, § 9. 
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c) Die Ansicht \ schon die Römer hätten „die sühnende 
und reinigende Macht der Zeit" anerkannt. 

d) Die Ansicht \ der Grund der Kriminalverjährung 
liege in einer analogen Übertragung der Prinzipien 
des Civilrechts auf das Kriminalrecht. 

Diese letztere Ansicht (d) setzt voraus, dass die 
Römer die Civilverjährung früher gekannt hätten, als 
die Kriminalverjährung. Diese Voraussetzung ist aber 
falsch; denn die Civilklagen wurden, abgesehen von 
den prätorischen und ädilicischen Klagen, erst durch 
Theodosius, 424 n. Chr. , der Verjährung unterworfen, 
also mehr als 200 Jahre später, als die Straf klagen ^). 
Gegen die Annahme, dass die eine dieser Verjährungen 
von der andern abgeleitet worden, spricht auch die Ver- 
schiedenheit der gesetztlichen Verjährungsfristen. 

Den unter h und c (und rf) angeführten Ansichten 
dürfen wir vorläufig die Frage entgegenhalten : Warum 
hat bei den Römern eine Verjährung der erkannten 
Strafe nicht bestanden? 



^) Dambach, in seinen ^»Beiträgen", S. 70 f., und in Goltdammers 
Archiv, IX., S. 35 ff. Es ist diese Begründung der Verjährung 
durch die sühnende und tilgende Macht der Zeit der Widerschein 
der gemeinrechtlichen, von Carpzow aufgestellten Ansicht, die 
Verjährung hebe das Verbrechen auf (s. S. 16 dieser Abhandlung). 
Nunmehr wird dieselbe schon den Römern unterstellt. 

*) Feuerhachj „Lehrbuch des gemeinen, in Deuts ehland gelten- 
den peinlichen Rechts", 14. Aufl., 1847, bes. von Mittermayer, § 64 : 
„Schwerlich hat die Verjährung der Verbrechen einen andern Grund, 
als die Maxime der römischen Rechtsgelehrten, durch analoge An- 
wendung eines gegebenen Rechtssatzes das System zu erweitern 
und abzurunden. Von der erlöschenden Verjährung der Klagen 
führte die logische Konsequenz auch sehr natürlich auf eine er- 
löschende Verjährung der Anklagen." 

^) Dambach, „Beiträge", S. 51 f. 
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Die glaubwürdigste Ansicht über den Grund der 
Einführung der Kriminalverjährung bei den Römern, 
die sich nicht sowohl von philosophischen Erwägungen, 
als von praktischen Rücksichten leiten Hessen, scheint 
mir trotz der Widerlegung Dambachs ^) diejenige Lauter- 
bachs zu sein. Dieselbe führt Unterholzner ^) folgender- 
massen aus: „Ich trage kein Bedenken, den durch- 
greifendsten Grund für die Zweckmässigkeit dieser 
Verjährung darin zu suchen, dass bei Verbrechen, die 
vor langer Zeit begangen worden sind, die Thatsachen, 
auf die es bei der Fällung eines Urteils ankommt, in 
der Regel so verdunkelt werden, dass nur zu oft ein 
„non liquet" oder eine Lossprechung wegen Mangels 
an Beweis die Folge sein muss. Es liegt dem Staate 
daran, dass die peinlichen Gerichte nicht mit frucht- 
losen Untersuchungen beschäftigt werden; auch ist es 
dem Ansehen der peinlichen Rechtspflege nicht günstig, 
wenn allzu oft die Untersuchungen mit dem Geständ- 
nisse endigen, dass man über die Wahrheit nicht habe 
ins Klare kommen können. Bedenke ich ferner, dass 
die Unschuld bei einer nach so langer Zeit eröffneten 
Untersuchung leicht gefährdet werden kann, weil der 
Angeschuldigte die zu seiner Rechtfertigung dienenden 
Umstände, z. B. das alibi, aus Mangel an Zeugen nicht 
mehr beweisen kann, so finde ich es ganz in der Ord- 
nung, dass man die Untersuchung gleich ein für alle- 
mal abschneidet. . . . 

. . . Man sage nicht, eine fünfjährige Verjährung, 
wie sie bei den Übertretungen der lex Julia de adul- 
teriis vorkommt, sei zu kurz, um aus diesem Gesichts- 
punkte erklärt werden zu können. Bei Verbrechen, 



') S. 64 f. 

*) ünterholzner, „Verjährungslehre*, § 305» 
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welche ihrer Natur nach in Dunkel gehüllt sind und 
meistenteils keine Spuren zurücklassen, wie die Keusch- 
heitsverletzungen, ist es gar nicht zu tadeln, wenn die 
Verjährungszeit kürzer bestimmt wird, als es bei andern 
Verbrechen zweckmässig wäre ..." 

Dambach (S. 64 f.) bezeichnet diese Ansicht als 
durchaus verwerflich — zuerst mit dem Hinweise darauf, 
dass das crimen incestus conjunctum cum adulterio^), 
statt in fünf, erst in zwanzig Jahren, und dass, während 
der einfache Mord in zwanzig Jahren, das parricidium 
gar nicht verjähre, trotzdem der Beweis in beiden Fällen 
kaum leichter zu führen sei, als bei den verwandten 
Verbrechen. Darauf lässt sich erwidern, dass man es 
wohl wegen des allgemeinen Absehens gegen den in- 
cestus conj. adulterio, ungleich strafwürdiger, als andere 
Unzuchtsverbrechen, anstössig fand, ihn auf die gleiche 
Linie mit denselben zu stellen und schon nach fünf 
Jahren der richterlichen Cognition zu entziehen. Aus 
demselben Grunde lässt sich auch die Ausnahmestellung 
des parricidium erklären ^). Auf die andere Einwendung 
Dambachs, eine Notwendigkeit, im öffentlichen Interesse, 
nämlich zur Vermeidung resultatloser Untersuchungen, 
eine Verjährung anzuerkennen, bestehe überall da nicht, 
wo, wie bei den Römern, der accusatorische Prozess 
herrsche, es werde das Interesse des Staates durch 



1) 1. 39 § 5 D. 48, 5. 

') Die Unverjährbarkeit bestand für die suppositio partus 
wohl aus erbrechtlichen Gründen und hat für die apostasia ihren 
Entstehongsgrund in der Unduldsamkeit der Kirche zu suchen. 
(Die apostasia wurde nämlich erst 426 n. Chr. als unverjährbar 
erklärt: 1. 4 C. 1, 7.) — Die Unverjährbarkeit wurde 491 durch 
Anastasius insoweit eingeschränkt, als er in 1. 4 C. 7, 39 bestimmte, 
jede öffentliche und Privatklage solle längstens nach 40 Jahren 
erlöschen. 
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isei. Diese Ansicht hat zu ihrem Vorkämpfer Carpzow^). 
An Gegnern dieser Ansicht fehlte es aber auch nicht. 
Dieselben, voran Granz^) und Böhmer*) hielten, sich 
offenbar auf die Quellen des römischen Kechts stützend, 
an dem prozessualen Charakter der Verjährung fest. 
Der Sinn dieser Ansicht ist der: Wie im römischen 
Recht die accusatio, so ist nunmehr das Recht der in- 
quisitio — speziell der inquisitio specialis — durch die 
Verjährung erloschen. Dass das den Inquisitionsprozess 
beherrschende OflSzialprinzip die Berücksichtigung der 
Verjährung zur amtlichen Pflicht der Strafgerichte macht, 
ändert an der prozessualen Bedeutung des Instituts 
nichts. Die Verjährung ergreift unmittelbar nur das 
Strafverfolgungsrecht ; die Aufhebung des Strafrechts ist 
nur Wirkung und nicht Ursache der Prozesshinderung *)• 
Zur Bekämpfung der Carpzow'schen Ansicht stützen sich 
dann auch Böhmers Nachfolger hauptsächlich auf den 
Satz: „Factum infectum fieri non potest"; sie erklären 
es als unstatthaft, ein einmal in die Wirklichkeit ge- 



*) Carpzow, Practica reruin criminalium, 1646, Qu. 141, Nr. 6 : 

„Prsescriptio , quse non modo criminis pcenam, sed et ipsnm 

^elictnm, ac per consequens accusationem quoque toUit.** Siehe 
noch Feuerbach, Lehrbuch, 1. Aufl. 1801, § 69 : „Die Verjährung 
hebt das Dasein eines Verbrechens als eines solchen völlig auf." 

*) Grranz, ^Defensio inquisitorum etc." 1702, Kap. 8, Membr. I, 

Nr. 29. 

') Böhmer, Joh. Sam. Friedr., „Observationes selectae ad Carp- 
zovii Practicam rer. crim.** 1759, Qu. 141 u. 59 : „Prsescriptio est 
solus modus toUendi persecutionem criminalem. Factum ibsum cum 
turpitudine eidem cohserente, ut infectum et licitum fiat, vires 

humanas, et sie etiam legislatoris superat per indireetum 

poena, quam sola cognitio prseparare potest, tollitur." 

^) Nach Massgabe der Laut er bach' sehen Ansicht hat der Aus- 
schluss des Verfahrens den Sinn: das Verbrechen ist nicht mehr 
feststellbar. 
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tretenes Verbrechen wieder aus derselben herausheben 
zu wollen. 

Wenn Dambach ^) zur Unterstützung der Ansicht 
Carpzows, unter Aufrechthaltung des Prinzips : „Factum 
infectum fleri non potest", argumentiert: Es seien bei 
jedem Verbrechen die That, die das Substrat desselben 
bilde, und diejenigen Momente, die der That den Charakter 
des Verbrechens aufdrücken, scharf auseinanderzuhalten, 
und wie demnach weder die von einem Wahnsinnigen 
begangene Tötung eines Menschen, noch die von einem 
Kinde verübte Fortnahme einer fremden beweglichen 
Sache im juristischen Sinne ein Verbrechen genannt 
werden könne, indem zu der unvertilgbaren Tötung resp. 
Kontrektation ein Moment, die Unzurechnungsfähigkeit, 
hinzutrete, so entkleide bei der Verjährung das zur That 
hinzutretende Moment des Zeitablaufs dieselbe ihres 
strafbaren Charakters, obschon das Faktum fortbestehe — 
so zieht er damit eine mehr als gewagte Parallele! 
Denn es ist doch gewiss ein grosser Unterschied, ob 
eine That von Anfang an ein Verbrechen war oder nicht ; 
das im Thäter selbst liegende Moment der Unzurechnungs- 
fähigkeit kann doch nicht auf gleiche Linie gestellt 
werden mit dem rein äusserlichen Moment des Zeit- 
ablaufs. Die Zeit kann unmöglich die Kraft besitzen, 
eine strafbare Handlung zu einer erlaubten oder auch 
nur zu einer rechtlich gleichgültigen zu machen. 

Was die im gemeinen Recht befolgte Praxis an- 
langt., ist eine Differenz der beiden Grundanschauungen 
über die Verjährung nicht zu Tage getreten. Beide Auf- 
fassungen erblicken die Hauptwirkung der Verjährung 
darin, dass jede Strafe und auch die bezügliche Unter- 
suchung ausgeschlossen sind. Nach der Carpzow'schen 



1) Beiträge, S. 81. 
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Auffassung — sagen wir, der materiellrechtlichen — 
erscheint die Unzulässigkeit der Untersuchung als Folge 
der Aufhebung der Strafbarkeit, während nach der 
prozessrecbtlichen Auffassung die Unzulässigkeit der 
Untersuchung den Ausschluss jeder Strafe zur Folge hat. 
Als strafrechtliche Folgen des Verbrechens betrachtet 
und mithin von der Verjährung getilgt werden nach 
gemeinem Recht auch: 

a) die Güterkonfiskation, was sich aus Art. 135 C.C. C. 
ergibt (Dambach, Beiträge, S. 83 flf.). 

h) die mannigfach ausgebildeten Ehrenstrafen, ins- 
besondere die Infamie (nach C. C. C. Art. 104 ^) und 
sonach alle aus der letztern sich herleitenden Nach- 
teile, wie der Ausschluss von Innungen und Zünften, 
und die Zeugnisunfähigkeit, die lediglich in der 
verminderten Ehre des Zeugen wurzelt*); 

c) die Kirchenbusse (nicht unbestritten)'); 

d) die Amtsentsetzung eines Staats- oder Kirchen- 
dieners, soweit sie im Strafgesetz angedroht ist, 
nicht aber, soweit sie auf dem Disziplinarwege 
erfolgen kann ; denn gemeinrechtlich ist die Amts- 
entziehung der letztem Art lediglich dem Ermessen 
der die Disziplinargewalt ausübenden Oberaufsichts- 
behörde (dem Staat oder der Kirche) anheimgestellt ; 
eine gesetzliche Bestimmung der Fälle, in denen 
eine solche Massregel erfolgen darf, besteht nicht ^). 



^) Dambach, Beiträge, S. 86 ff., siehe besonders das S. 87 ab- 
gedruckte Urteil einer Juristenfaknltät. 

•) Anderer Meinung ünterholzner § 804 (S. 488) ; derselbe be- 
trachtet die geminderte Glaubwürdigkeit eines Zeugen als eine 
privatrechtliche Folge des Verbrechens, die der Civilverjährung 
unterliege. 

») Dambach, Beiträge, S. 89 ff. 

*) Derselbe, S. 92 ff. 
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Ausgeschlossen ist nach gemeinem Recht durch die 
bereits eingetretene Verjährung des ersten Verbrechens 
auch die Strafschärfung nach Begehung eines neuen 
Delikts, die Rückfallstrafe (merkwürdigerweise be- 
stritten) ; wohl aber kann als Folge eines (bereits ver- 
jährten) Verbrechens ein schlechter Leumund zurück- 
geblieben sein und auf die Bestimmung des Strafmasses 
Einfluss haben ^). Nach der herrschenden Meinung^) sollen 
uuch die Kosten des Prozesses, sofern bei Eröffnung der 
Untersuchung die Verjährung nicht klar und liquid war, 
«ondern sich erst im Lauf des Verfahrens herausstellte, 
als civilrechtliche Folgen vom Verbrecher getragen werden; 
-der Ablauf der strafrechtlichen Verjährungsfrist allein 
schütze ihn nicht vor dieser Verpflichtung. 

Es ist noch zu bemerken, dass die gemeinrechtlichen 
Schriftsteller sich zum Teil als prinzipielle Gegner der 
Krirainalverjährung bekennen ; sie wollen einen Rechts- 
grund für dieselbe überhaupt nicht anerkennen. Man 
sagte, es dürfe die Strafe als rechtlich notwendige Folge 
des Verbrechens nicht ausbleiben ; es bedeute einen innern 
Widerspruch, dem Staate, dem die Verfolgung und Be- 
strafung der Verbrecher übertragen worden sei, nach 
einer gewissen Zeit das Recht hiezu abzusprechen. 

Diese Oppositionen gegen die Zulässigkeit der Ver- 
jährung ist nicht ohne Einfluss auf die partikuläre Gesetz- 
gebung gewesen^). 



^) Unterholzner II, § 304, besonders Anmerkung 840 daselbst. 

*) Siehe Dambach, Beiträge, S. 100 ff., besonders das auf S: 103 
abgedruckte Urteil der Juristenfakultät zu Helmstädt vom Jahre 
1715. 

') Ausdrücklich aufgehoben wurde die Verjährung durch das 
Landrecht von Baden-Durlach, 1622, VII, 75, 3: „Jedoch wollen 
Wir, dass die in Rechten geordnete Präscription und Verjährung 
keinem Verbrechenden und Misshändler hinfüro zu gute kommen, 
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Die deutschen partikulären Gesetzgebungen, die all- 
mälig an Stelle der Carolina und des subsidiären römischen 
Rechts treten, nehmen in Mehrzahl einen vom gemeinen 
Recht abweichenden Standpunkt ein. Die Gesetzgeber 
berücksichtigen, unter offenbarer Ignorirung der ge- 
schichtlichen Grundlagen, einseitig von der Theorie auf- 
gestellte Ansichten. Am meisten Anhänger findet die 
Ansicht, die Verjährung sei auf die Besserung des Ver- 
brechers zu gründen. Konsequenterweise wird nach der- 
selben der Eintritt der Verjährung nun nicht mehr bloss 
an die Voraussetzung des Ablaufs einer bestimmten Zeit- 
dauer, sondern auch noch an die Bedingung der be- 
wiesenen Besserung oder wenigstens an diejenige der 
Nichtbegehung neuer Verbrechen geknüpft. 

Schon die preussische Kriniinalordnung ^) von 1805 
thut dies zum Teil. Den kasuistischen Bestimmungen 



sondern in ünsern Fürstentum und Landen hiemit allerdings auf- 
gehoben seyn solle** — und das österreichische Gesetzbuch von 
1787, § 183: „Gegen Verbrechen und Strafbarkeit soll künftig 
keine Verjährung stattfinden** . . . 

*) Im allgemeinen Landrecht Preussens yon 1794, Teil II, 
Tit. 20, § 63, heisst es : „Ist der Verbrecher verborgen geblieben, 
hat aber seit mehreren Jahren überzeugende Beweise einer gründ- 
lichen Besserung gegeben und den Schaden vollständig ersetzt, 
so kann er auf Begnadigung Anspruch machen.** Heinze (in H. H. 
II, 599) zieht den Schluss, dass hiedurch grundsätzlich die Ver- 
jährung abgeschafft worden sei ; jedoch sagt hierüber ein Ministerial- 
rescript vom 26. Februar 1798 (s. Abegg, Verjährung, S. 15), es 
sei die Theorie des gemeinen Rechts über Verjährung der Ver- 
brechen nicht abgeschafft, sondern nur deren vernunftmässiger 
Gebrauch in § 63 sanktioniert ; man glaubte aber, die Verjährung 
nicht ausdrücklich erwähnen zu sollen, damit „in einem Buche, 
welches in die Hände der Volksklassen kommt, durch eine aus- 
drückliche Auseinandersetzung dieser Materie die Hoffnung der 
Straflosigkeit keine Nahrung erhalte und die abschreckende Wir- 
kung der Gesetze geschwächt werde.** 
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<§§ 597—603) fehlt zwar ein leitender Gedanke. Ver- 
jährung tritt unbedingt ein, wenn das Verbrechen innert 
der Verjährungsfrist nicht bekannt geworden (§ 597); 
in andern Fällen tritt Straflosigkeit ein, wenn der Ver- 
brecher durch eine gute Aufführung ^) sich derselben 
w^ürdig gezeigt hat, und zwar erfolgt im Einzelfall Be- 
gnadigung durch das Justizministerium auf Antrag des 
Gerichts. 

Nach dem bayrischen Strafgesetzbuch vom Jahre 
1813 wird (Art. 139) für die Wirksamkeit der Verjährung 
eine während der Verjährungszeit ununterbrochen gute 
Aufführung verlangt; alsdann wird der Thäter „frei- 
gesprochen". Es hindert also hier, wie teilweise nach 
der preussische^ Kriminalordnung, die Berufung auf die 
Verjährung die Einleitung des Prozesses nicht, und da 
der Begriff der guten Aufführung, als deren Lohn die 
Verjährung erscheint, enger oder weiter gefasst werden 
kann, so bietet der Ablauf der Verjährungsfrist dem 
Angeklagten keine grosse Gewähr. Das Institut, das 
hier unter dem Namen Verjährung auftritt, dürfte daher 
diesen Namen kaum verdienen. 

Das östreichische Gesetzbuch über Verbrechen und 
schwere Polizeiübertretungen von 1803, das bezüglich 
der Entstehungszeit zwischen den zwei genannten Gesetz- 
büchern in der Mitte liegt, stellt für den Eintritt der 
Verjährung nicht das positive Erfordernis einer ununter- 
brochen guten Aufführung auf, sondern das mehr ne- 
gative, dass der Verbrecher während der Verjährungs- 
frist kein neues Verbrechen verübt, sich nicht geflüchtet 
habe etc. Die Verjährung ist hier stillschioeigende Be- 
gnadigung. 



^) Flucht aus der Haft (früher als strafbar behandelt) darf 
auch nicht erfolgt sein. 
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Der Gesichtspunkt der Besserung ist der mass- 
gebende auch noch in spätem Partikulargesetzen, so im 
Gesetzbuch von Württemberg von 1839, das die Nicht- 
begehung strafbarer Handlungen als Bedingung der Ver- 
jährung aufstellt, und im badischen Gesetzbuch von 1845 
und 1851, welches die Verjährung durch Begehung straf- 
barer Handlungen unterbrechen lässt^). Doch werden 
von den Gesetzgebern auch andere Gründe als mass- 
gebende ins Feld geführt und demnach die Verjährmig 
nicht bloss bedingt zugelassen. 

So wird in den Motiven zum Kriminalgesetzbitck 
für Braunschweig (1840) „die allmächtige Wirkung der 
Zeit" angerufen und dieser Grund als „eigentlicher" und 
alleiniger hingestellt. Ferner heisst es in der vom 
preussischen Justizministerium herausgegebenen „Re- 
vision des Strafgesetzbuchentwurfes von 1843" *) — es 
iss dies eine Wiedergabe sämtlicher Gutachten, Kritiken, 
die von bestimmendem Einfluss gewesen sind auf die 
Lösung, wie vieler anderer, so auch der diesbezüglichen 
Fragen durch das preussische Strafgesetzbuch von 
1851 — , Hauptgrund der Verjährung sei die Erschwerung 
des Beweises .... 

Die deutschen Partikulargesetze stufen die Ver- 
jährungsfristen meist nach der Schwere der Verbrechen 
ab, schliessen aber vielfach die mit Todes- und lebens- 
länglicher Zuchthausstrafe bedrohten Delikte von der 
Verjährung aus. 



^) Siehe des Weitern über Kommissionsberichte und Kammer- 
yerhandlungen : Abegg, Verjährung, S. 50 ff. 

«) Siehe Abegg, S. 70 ff. 
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Im g^emeinen ßecht, das, gleich dem römischen Recht, 
nur eine Verjährung vor gefälltem Strafurteil kennt, ist, 
^e wir früher (S,.17 f.) bemerkt, in den praktischen Folgen 
eine Differenz der beiden Grundanschauungen über das 
Wesen der Verjährung nicht zu Tage getreten ^). Nach- 
dem aber einmal die Ansicht, die Verjährung tilge un- 
mittelbar den Strafanspruch, die fast allein herrschende 
geworden — und dies ist seit dem Anfang dieses Jahr- 
hunderts der Pall^) — so musste dieselbe auch zur 
EinfDhrung der Verjährung erkannter Strafen führen: 
denn sei es, dass der Zeitablauf die Strafbarkeit selbst 
tilgt, sei es, dass der Staat aus Mitleid gegenüber dem 
gebesserten Verbrecher seinen Strafanspruch fallen lässt, 
so ist die Verjährung in beiden Fällen als Strafauf- 
hebungsgrund auch auf die erkannte Strafe auszudehnen ; 
so gebietet es die logische Konsequenz*). 

Der Anstoss zur Einführung der Verjährung der 
erkannten Strafe kam von Frankreich her, das dieser 
Verjährung im Code p6nal von 1791 gesetzliche Aner- 
kennung verschafft hatte®). 

Im französischen Recht also, das früh die römisch- 
rechtlichen Bestimmungen recipiert hat, taucht zuerst 



^) Über das Wesen der Verjährung im gemeinen Eecht sagt 
jedoch Binding (Handbuch I, 827): „An Stelle des Hechts der 
Anklage (des römischen Rechts) ist das Recht der inquisitio spe- 
cialis getreten; die Verjährung des endenden gemeinen Rechts 
bezog sich allein auf dieses. Das konnte wegen mangelnder Unter- 
scheidung von Strafverfolgungs- und Strafreeht verkannt werden ; 
aber eine gewohnheitsrechtliche Umbildung im verjährenden Recht 
wurde nicht vollzogen. Eine Verjährung, die an erster Stelle das 
Strafrecht ergriff, ist dem gemeinen Rechte bis zu seinem Ende 
fem geblieben.*' 

*) Wir sprechen von der dtuUch^n Doktrin. 

^) Damit ist durchaus vereinbar, dass die Einführung der 
Strafverjährung einem empfundenen Bedürfnis entsprochen. 
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eine Verjährung erkannter Strafen auf. Zu deren An 
erkennung hat zweifellos die von der französischen Juris- 
prudenz genährte falsche Ansicht beigetragen, durch 
das Strafurteil entstehe nach römischem Recht eine actio 
ex judicato, die durch die allgemeine dreissigjährige 
praescriptio aufgezehrt werde. So heisst es z. B. noch 
in Helie, „Trait6 de l'instruction criminelle*', 1862, VIII, 
598 : „Cependant il 6tait admis dans Tancienne juris- 
prudence, comme dans la jurisprudence romaine, que 
la prescription trent6naire 6teignait la peine.** 

Dass wirklich diese Ansicht auf die Praxis von 
Einfluss gewesen, beweist auch das „Expose des motifs'' 
zum „Code d'instruction criminelle" von 1808 (Art. 600 
bis 643), welches, auf das frühere Recht zurückblickend, 
erklärt: „Avant le Code de 1791 en general les crimes 
et les peines, dont ils doivent Stre punis se prescrivaient 
par vingt ans quand il n'y avait point eu de jugement. 
Quelquefois le jugement seul non suivi d'execution, et 
toujours l'execution par eflSgie, prorogeaient la pres- 
cription ä trente ans." — Zweifelhaft erscheint hienach, 
ob die Praxis auch die condamnations contradictoires 
der Verjährung unterwarf ^). 

In ihrem ganzen Umfange wurde die Verjährung 
aller erkannten Strafen, wie aller Delikte, anerkannt 
durch den Code penal von 1791, Tit. VI, Art. 1—3. 
Für die Verjährung rechtskräftig erkannter Strafen 
wurde eine Frist von 20 Jahren festgesetzt, für die- 
jenige des Klagrechts vom Bekanntwerden des Delikts 
an eine solche von 3, und wenn eine Verfolgung einge- 
leitet gewesen, von 6 Jahren^). 

*) Binding (Handbuch I, 819) setzt in Zweifel, ob vor dem 
Code von 1791 überhaupt eine Verjährung erkannter Strafen be- 
standen habe. 

*) Siehe die bezüglichen Bestimmungen S. 27. 
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Der jetzt geltende Code dHnstruction criminelle 
(dekretiert 1808) stellt für die Verjährung der Straf- 
verfolgung und der erkannten Strafe, indem er für 
diese die Einteilung in crimes, delits et contraventions, 
resp. diejenige in peines criminelles, correctionnelles et 
de police zu Grunde legt, je drei verschiedene Fristen 
auf und zwar für die Verfolgungsverjährung 10, 3 und 
1 und für die Strafverjährung 20, 5 und 2 Jahre. 



Nach Vorgang des französischen Rechts wurde, wie 
bereits bemerkt, nun auch in Deutschlmid die Verjäh- 
rung der erkannten Strafe allraälig eingeführt. Voran- 
gegangen ist hierin das Kriminalgesetzbuch für das 
Königreich Sachsen von 1838. Dasselbe bezeichnet je- 
doch die mit Todes- und unbedingt mit lebenslänglicher 
Zuckthausstrafe bedrohten Verbrechen und die für die- 
selben ausgesprochenen Strafen als unverjährbar, und 
hierin schliessen sich ihm die nun folgenden deutschen 
Partikulargesetze in Mehrzahl an. Von den letztern 
haben aber einige die Verjährung der erkannten Strafe 
nicht acceptiert, so das Strafgesetz für das Grossherzog- 
tum Hessen von 1841 und das preussische Gesetz von 
1851 (§ 49). Beim erstem dieser Gesetze liegt der 
Grund hiefür in der dem Institut der Verjährung ge- 
machten Opposition ^), bei letzterem darin, dass man als 
massgebenden Grund der Verjährung, wie aus der be- 
reits (S. 22) angeführten „Revision" hervorgeht, die 
Beweisvergänglichkeit ansah , welcher Gesichtspunkt 
eben nach erkannter Strafe nicht mehr in Betracht 
fällt 2). 

^) Man behält aber die Verfolgungsverjährung bei, weil sie 
ins Bewusstsein des Volkes übergegangen ist. 

*) Dann gehört aber die Verjährung ins Prozessrecht! 
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Nur einem Bedürfnisse entsprach es, dass für die 
Verjährung der Strafe regelmässig längere Fristen auf- 
gestellt wurden, als für die Verjährung der Unter- 
suchung oder Verfolgung ^) ; denn infolge des Prozesses 
und des Urteils erschien das Verbrechen in seiner ganzen 
Breite; das Ärgernis an der völlig gewürdigten That 
schwindet langsamer, und man sagte daher, die Zeit 
bringe ihre tilgende Macht langsamer zur Geltung. — 
Diesem Bedürfnisse folgend, unterschied man zwei ver- 
schiedene Verjährungen, trotzdem man das Wesen beider 
in der unmittelbaren Tilgung des Stafanspruchs er- 
blickte und beide ins materielle Strafrecht verwiesen 
hatte. Die erstere derselben behielt ihren, zwar mehr 
nach dem Prozessrecht hinweisenden Namen Unter- 
suchungs- oder Verfolgungsverjährung; die letztere 
nannte man zuerst Strafverjährung, später Vollstreckungs- 
verjährung. 

Die Bezeichnungen Verfolgungs- und VoUstrekungs- 
verjährung führt auch das deutsche Reichsstrafgesetz- 
buch von 1871, das sowohl alle Verbrechen, resp. deren 
Verfolgung, als alle Strafen, resp. deren Vollstreckung, 
der Verjährung unbedingt unterwirft. 



Die Geschichte der strafrechtlichen Verjährung im 
schweizerischen Recht — angenommen, man dürfe von 
einer solchen sprechen — reicht nicht weiter zurück 
als bis 1799^. Die Kriminalverjährung des gemeinen 
Rechts hatte in der Schweiz deshalb keine Geltung, 



^) Das Gesetzbuch für das Königreich Sachsen hat für beide 
Verjährungen gleich lange Fristen. 

*) Siehe Anmerkung 1, S. 15. Siehe auch Stooss, „örundzüge 
des Schweiz. Strafrechts**, S. 429—450. 
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weil das römische Kecht hier überhaupt nicht recipiert 
worden ist. 

Das helvetische peinliche Gesetzbuch von 1799, 
Tit. VI, Art. 53 bis 55, enthält eine Kopie der Ver- 
jährungsbestimmungen des Code penal von 1791. Die 
betreffenden Artikel lauten: 

Art. 53. H ne pourra etre intentö aucune action 
criminelle, pour raison d'un crime, aprfes trois ann6es 
revolues, lorsque, dans cet Intervalle, il n'aura et6 
fait aucune poursuite. 

Art. 54. Quand il aura ete commenc6 des pour- 
suites k raison d'un crime, nul ne pourra 6tre pour- 
suivi, pour raison du dit crime, apres six ann6es re- 
volues, lorsque, dans cet Intervalle, aucun tribunal de 
justice n'aura d6clare qu'il y a lieu ä accusation contre 
lui, soit qu'il ait 6t6 ou non, impliqu6 dans les pour- 
suites qui auront 6te faites. — Les d61ais port6s au 
present article et au pr6cedent, commenceront ä courir 
du jour oü l'existence du crime aura ete connue ou 16- 
galement constatee. 

Art. 55. Aucun jugement de condamnation rendu 
par un tribunal criminel, ne pourra- ^tre mis k ex6- 
cution, quant ä la peine, aprfes un laps de vingt annees 
revolues, ä compter du jour oü le dit jugement aura 
ete rendu. 

Diese Bestimmungen haben aber in den nun bald 
folgenden kantonalen Strafgesetzen sozusagen keine 
Spuren zurückgelassen. Grössere Einwirkung übte schon 
der (jetzt geltende) französische Code d'instruction cri- 
minelle von 1808, der in seinen Bestimmungen wesent- 
lich vom Code penal von 1791 abweicht; einige Kan- 
tone haben sich ihm mehr oder weniger angeschlossen. 
Doch hat die Mehrzahl der schweizerischen Strafgesetz- 
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bücher — bei ihrer Entstehung geltende deutschrecht- 
liche Bestimmungen aufgenommen. „Das Elend der 
doctrinellen Strafgesetzbücher Deutschlands macht sich 
in vielfachen Wiederspiegelungen, meist mit einem 
Schnörkel bereichert, in betrübender Weise geltend.^ ^) 
Die jetzt geltenden schiveizerischen Strafgesetze da- 
tieren von 1843 (Waadt) bis 1891 (Neuenburg). Bei 
aller Mangelhaftigkeit der meisten Gesetze findet sich 
in denselben eine Menge von Detailbestimmungen. Einige 
Kantone beschränken das Anwendungsgebiet der Ver- 
jährung in auffallender Weise. 

Die Beschränkungen der Verjährbarkeit und die 
Bedingungen derselben sind folgende^): 

I . Verfolgungsverjährung. 

a) Sie wird nur teilweise anerkannt: 

in Luzern: Todeswürdige Verbrechen verjähren 
nicht; jedoch tritt nach Ablauf von 20 Jahren an Stelle 
der Todesstrafe (24jährige Kettenstrafe, jetzt umge- 
wandelt in) 32jährige Zuchthausstrafe (§64); 

in Obwalden: Mit dem Tode oder mit lebensläng- 
licher (Ketten- und) Zuchthausstrafe bedrohte Verbrechen 
verjähren nicht, werden jedoch nach 20 Jahren mit 
(Ketten- oder) Zuchthausstrafe von 12 Jahren bis auf 
Lebenszeit getilgt (Art. 39). (Kettenstrafe wird nicht 
mehr angewendet.) 



^) Pfenninger, Strafrecht der Schweiz, S. 760. 

*) Bezüglich der Gesetzestexte verweise ich auf „die schweize- 
rischen Strafgesetzbücher, nach Materien geordnet" von Prof. Dr. 
Stooss ; die Verjährungsbestimmungen finden sich S. 240 — 255, so- 
wie S. 95 unten, S. 96 unten und S. 478 (§ 101). 
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in Schwyz: Mord, Vergiftung, Brandstiftung und 
die (in § 102) der Brandstiftung gleichgestellten Ver- 
brechen verjähren nicht (§ 49) ; 

in Aargaii: Verbrechen, durch die ein Mensch das 
Leben verloren hat, wenn der Erfolg vom Thäter beab- 
sichtigt war oder von ihm vorausgesehen werden konnte 
— früher mit dem Tode, seit dem „Dekret betreffend die 
Todesstrafe vom 13. November 1876 aber mit lebens- 
länglicher Zuchthausstrafe bedroht — sind unverjährbar ; 
sind jedoch seit der Verübung 20 Jahre verstrichen, so 
tritt an Stelle der lebenslänglichen 12- bis 24jährige 
Zuchthausstrafe ; 

in Appenzell A. Rh, : Alle Verbrechen sind unver- 
jährbar (Art. 44). 

bj Sie wird nur bedingt anerkannt: 

in Schaffhausen (§85) unter der Bedingung, dass 
der Delinquent einerseits vom Delikt keinen Nutzen 
mehr „beziehe" und, insoweit es die Beschaffenheit des 
Verbrechens zugibt, nach seinen Kräften und nach seinem 
Vermögen den verursachten Schaden wieder gut gemacht, 
anderseits in der Verjährungsfrist kein neues Delikt 
verübt habe; 

in Luzem (§ ^&) und Obioalden (Art. 39) unter 
denselben Bedingungen, mit dem Unterschied, dass hier 
die Begehung eines neuen Verbrechens als Unterbrechung 
wirkt (Gleiche Unterbrechung erfolgt auch in Zürich, 
St. Gallen, Graubünden und Thurgau) ; 

in Aargau: Diejenigen Verbrechen (i. e. Sinn), die 
überhaupt verjährbar sind, verjähren unter der Be- 
dingung, dass der Delinquent in der Verjährungszeit 
kein Verbrechen begangen und sich nicht aus der 
Schweiz geflüchtet habe (§ 57) ; 
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in Appenzell A. Rh. (§ 43) : Vergehen und Über- 
tretungen*) verjähren nur, wenn eine Untersuchung 
noch nicht angehoben war; 

in Freiburg (Art. 85) : Verjährung tritt nur ein, 
wenn der Delinquent in der Verjährungsfrist kein neues 
Verbrechen begangen. 

2. Vollstreckungsverjährung. 

a) Ihr Anwendungsgebiet ist beschränkt: 

in Tessin: Lebenslängliche Zuchthausstrafe und 
zeitige über dem zweiten Grade verjähren nicht (Art. 82) ; 

in St Gallen: Geldstrafe verjährt nicht (Art. 46), 
kann jedoch nach 5 Jahren im Falle ihrer Nichtein- 
bringlichkeit nicht mehr in Freiheitsstrafe umgewandelt 
werden ; 

in Obwalden: Geldstrafe verjährt nicht (Polizei - 
Strafgesetz Art. 18); 

in Waadt: Entziehung der bürgerlichen Rechte und 
der väterlichen Gewalt, Amtsentsetzung, Untersagung 
eines Gewerbes oder Berufes und Wirtshausverbot ver- 
jähren nicht (Art. 78) ; 

in Luzem (§ 64), Obwalden (Art. 39) und Schwyz 
(§ 49) verjähren die Strafen, die für unverjährbare 
Delikte ausgefällt werden, nicht. 

b) Ihr Eintritt ist ein bedingter: 

in Schaffhausen (§ 85), Luzem (§ 66) und Ob- 
walden (Art. 39) gleich demjenigen der Verfolgungs- 
verjährung. 



^) Verbrechen (die ehemaligen Malefizsachen) verjähren nicht. 
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c) Sie ist ganz ausgeschlossen in Graubünden 
(§ 56), Aargau (§ 55), Glarus (§ 34), Appenzell A. Eh. 
<§ 44). Luzern, Obwalden und Schwyz anerkennen 
dieselbe (teilweise), berechnen sie aber erst von dem 
Tage an, an dem die Strafzeit ausgelaufen wäre, was 
einer Unverjährbarkeit vieler Strafen gleichkommt. Nach 
den Polizeistrafgesetzen von Luzern (33) und Obwalden 
(18) wird dem in contumaciam Verurteilten die Ver- 
jährungsfrist erst vom Tage seiner Rückkehr in den 
Kanton an gerechnet. 



^^^a^^*^^^^ 



II. Kapitel. 
Begründung der Yerjälirung. 



Unser geschichtliche Rückblick hat gezeigt, in wie 
verschiedener Weise im Laufe der Zeit eine Begründung 
der strafrechtlichen Verjährung versucht worden ist. 
Auch heute wird die Frage nach dem Grunde der Ver- 
jährung verschieden beantwortet. Das beweisen zum Teil 
die Gesetzgebungen. 

Es wird behauptet, der Grund der strafrechtlichen 
Verjährung liege in der getilgten Erinnerung an die 
That ^). Es ist aber in der Natur der Sache begründet, 
dass diejenigen Verbrechen, deren Urheber lange nicht 
bekannt geworden — und um diese handelt es sich in 
vielen Fällen bei der Verjährung — am längsten in der 
Erinnerung und im Munde des Volkes bleiben. Ist der 
Verbrecher sofort entdeckt und verhaftet worden, so 
tritt bald das Gefühl der Sicherheit im Volke wieder 
ein und die Erinnerung an die That und den Thäter 
wird durch andere Ereignisse verdrängt. „Soll aber ein 
Verbrechen stets neu bleiben, so braucht es nur ^o ver- 
übt zu sein, dass der Thäter unentdeckt bleibt" ^. Be- 



*) Grarraud, droit criminel, 1881, S. 552. Berner, Lehrbuch 
1884, S. 329. 

2) Kill, Verjährung, im Gerichtssaal 1868, S. 343. 
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sonders bei schweren Verbrechen ist dies der Fall, und 
es ist daher bei ihnen kaum anzunehmen, dass das An- 
denken an sie durch die Länge der Zeit ganz getilgt 
werde. Im fernem dürfen wir fragen : Ist es die allge- 
meine Kenntnis vom Verbrechen oder bloss die Erinne- 
rung in der Seele des Verletzten, welche das Straf- 
bedürfnis erzeugt? Im erstem Fall müssten, besonders 
in den grössern Städten, sehr viele Verbrechen unge- 
straft bleiben, ohne dass die Verjährungszeit auch nur 
teilweise verstrichen ist, denn dieselben gelangen nicht 
zu allgemeiner Kenntnis ; Dritte, denen Thäter und Ver- 
letzte unbekannt, würden auch im Falle der Kenntnis- 
nahme in vielen Fällen die That als einen Vorgang 
ohne besondere Bedeutung ansehen und bald vergessen. 
Aber auch wenn man die Zeit, während welcher die 
Verletzten das Andenken an die That bewahren, als für 
die Verjährung massgebend ansehen wollte, käme man 
dazu, gleichartige Fälle durchaus ungleichartig zu be- 
handeln und vielfach die Verjährung ganz auszuschliessen. 

Manche finden^ in der durch den Delinquenten 
während langer Zeit ausgestandenen Angst bestehe ein 
Äquivalent für die Strafe und es sei daher der Ver- 
brecher mit der Strafe zu verschonen^). 

In sehr vielen Fällen wird jedoch der Verbrecher, 
nachdem einige Zeit verflossen, ohne dass er in Verdacht 
geraten, oder nachdem einige Zeit seit seiner Flucht 
verstrichen, sich sicher fühlen und von jenen Seelen- 
leiden wenig oder nichts verspüren. Gewiss nicht mit 



^) Besonders die französischen Juristen sprechen viel von 
jenen „vingt ans de terreur", von einer „insomnie de vingt ans". 
Auch Hirzel (Doktrin und Gesetzgebung über Verjährung rechts- 
kräftig erkannter Strafen," 1860, S. 35) findet hierin einen Haupt- 
jjfrund der Verjährung. 

3 
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Unrecht bemerkt Binding^): „Dieser Gesichtspunkt ist 
nur gegenüber schwereren Strafen nicht ganz verfehlte 
Ferner lässt sich einwenden, dass selbst viele von den- 
jenigen, die die Strafe abbüssen, von Seelenqualen ge- 
foltert worden. In keinem Falle aber sind die Strafe 
und die Angst vor derselben kompensable Grössen. 

Viele stützen die Verjährung, wie wir bereits aus- 
geführt haben ^), auf die inzwischen eingetretene Besse- 
rung des Delinquenten. Dies thun einige schweizerische 
Strafgesetze insofern, als der Thäter in der Verjährungs- 
frist wenigstens kein neues Delikt begangen haben darf: 
die Verübung eines solchen annulliert den begonnenen 
Verjährungslauf. Die Vermutung der Besserung muss 
aber in diesem Falle so lange aufrecht erhalten werden, 
bis das neue Delikt bekannt wird. Dass aber in der 
Zwischenzeit ein Verbrechen nicht bekannt geworden, 
kann auch ganz gut seinen Grund darin haben, dass 
der Verbrecher in seiner Verbrecherthätigkeit mehr 
Schlauheit und Geschicklichkeit erlangt hat. Man könnte 
also in vielen Fällen, statt auf Besserung, vielmehr auf 
grössere Schlechtigkeit und Verschlagenheit schliessen. 

Nehmen wir aber auch an, dass der Delinquent in 
der Verjährungszeit neue Verbrechen nicht begangen 
hat, so lässt dies durchaus nicht immer auf eine wirkliche 
Besserung schliessen. Vielleicht hat derselbe keine 
Gelegenheit oder keinen Anlass zur Begehung von Ver- 
brechen gehabt; vielleicht fehlte es ihm im gegebenen 
Moment an Mut und Unternehmungsgeist. Die Besse- 
rung setzt nicht nur diese negative und äusserliche 
Thatsache der Nichtbegehung von Verbrechen voraus. 
Die schlechte Gesinnung des Thäters kann in der 

*) Handbuch, I, 824, Anmerkung 5. 

*) Siehe S. 20 ff. Siehe Widerlegung in Holtzendorffs Hand- 
buch, II, 606 ff. 
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Zwischenzeit auch durch Handlungen an den Tag gelegt 
TTorden sein, die zwar nicht unter das Strafgesetz fallen, 
die aber deutlich genug beweisen, dass jene geistige 
Disposition, die zum Schlechten hinneigt, keine Um- 
wandlung erlitten hat, und gerade in diesem Falle dürfte 
die Verjährung, falls man überhaupt annimmt, dass die 
Strafe auch nach so langer Zeit, binnen welcher eine 
Besserung nicht eingetreten, noch zu bessern im Stande 
wäre, nicht am Platze sein. Was aber die positive 
Thatsache wirklicher Besserung betrifft, so ist deren 
Beweis höchst schwer zu erbringen und es müsste deren 
Eintritt präsumiert werden, was der Wirklickeit in vielen 
Fällen nicht entsprechen würde. Eine Besserung, von 
der sich die staatlichen Behörden selbst überzeugt haben, 
ist geeignet, Begnadigung resp. Strafmilderung zu er- 
wirken; nicht aber darf die Verjährung sich auf die 
Vermutung der Besserung gründen. 

Als weiterer Grund der Verjährung wird die Beweis- 
vergänglichheit angeführt ^) ; es sei nach langer Zeit in 
der Eegel nicht mehr möglich, eine strafbare Handlung 
und damit den Strafanspruch in historische Gewissheit 
zu setzen, weil die Beweismittel teils entstellt, teils 
untergegangen seien. Dieser Grund wird wohl als der- 
jenige anzusehen sein, dem die Kriminalverjährung des 
römischen Rechts ihre Einführung verdankt (s. S. 10 ff. 
hievor). 

„Die Beweismittel des Verbrechens bilden das ver- 
bleichende Gedächtnis verwehender und vergehender 
Menschen und die oft so rasch schwindenden Spuren 
der That als Objekte des Augenscheins. Alle diese 
Beweismittel sind dem bald rascheren, bald langsameren 
Untergange geweiht. Aber nicht nur ihr Untergang 



*) Siehe besonders Binding, Handbuch, I, 822 ff. 



36 



widerrät den Versuch des Beweises, — sondern mehr 
noch ihre scheinbare Fortexistenz nach wirklichem Er- 
löschen"^). Die Trüglichkeit dieser scheinbaren Fort- 
existenz liegt darin, dass die Spuren der That sich viel- 
fach ändern und die Gedächtnisbilder von der stets 
thätigen Phantasie umgestaltet werden. Die einzelnen 
Beweismittel können aber auch zu verschiedener Zeit 
und in verschiedenem Masse der Verdunkelung resp. 
dem Untergang anheimfallen, und so kann sich das Ver- 
hältnis zwischen Belastungs- und Entlastungsthatsachen 
derart verändern, dass der Unschuldige zum scheinbar 
Schuldigen wird. 

Das Mass, in dem die einzelnen Beweismittel nach 
längerer Zeit dem Verderben anheimgefallen, richtig 
abzuschätzen, ist aber eine Aufgabe, deren Lösung dei* 
bes^e Eichter niclit gewachsen ist^). Der gewissen- 
hafte Gesetzgeber wird daher dem Versuch dieser Lö- 
sung durch Anerkennung der Verjährung den Faden 
abschneiden. 

Die Vergänglichkeit der Beweise ist ein Grund, der 
für sich allein stichhaltig genug ist, die Verjährung der 
Strafverfolgung zu rechtfertigen; wäre sie aber der 
einzige Grund der Verjährung, so müsste man die Ver- 
jährung der Strafvollstreckung verwerfen^). 

Wir dürfen jedoch fragen : Hätte sich wohl jemals 
die Verjährung der Strafen Eingang verschaffen können, 
wenn nicht ein inneres Bedürfnis danach sich geltend 
gemacht hätte ? Die Begründung der Verjährung durch 



^) Binding, a. a. 0. 

*) Binding, a. a. 0. : „Für untergegangene Beweise gibt es 
keine freie Beweis Würdigung." 

^) Binding, Handbuch, I, 828, anerkennt als einzig zwingen- 
den Grund die Beweisvergänglichkeit und verwirft daher die 
Strafverjährung. 
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die „heilende, tilgende, reinigende Macht der Zeit* ist 
im Grunde nur der (unvollkommene) Ausdruck des innern 
Bedürfnisses, die Verjährung anzuerkennen. Gewiss aber 
ist die gesetzliche Anerkennung der Verjährung das Re- 
sultat der innern Berechtigung des Instituts selber. 

Die Strafe ist ihrem Wesen nach gerechte Ver- 
geltung. Gleichzeitig bezweckt sie den Schutz des Staates, 
der Gesellschaft und des Individuums, indem sie gegen 
die Gefährdung und Verletzung der Interessen derselben 
reagiert. 

Das Gepräge einer Sühne, die mit Notwendigkeit 
eintreten muss, geht ihr aber verloren, wenn sie nicht 
möglichst nahe an die That herangerückt wird. Nach 
längerer Zeit sind auch die Wunden, die das Verbrechen 
g-eschlagen, geheilt, die Spuren nicht mehr sichtbar, die 
öffentliche Ordnung wieder hergestellt : man kann sagen, 
die Verletzung ist erloschen und somit der Causal- 
Zusammenhang zwischen Verletzung und Sühne nicht 
mehr erkennbar. Das Bedürfnis des strafrechtlichen 
Schutzes ist geschwunden. Das natürliche ßechtsgefühl 
sträubt sich gegen eine so lange nach der That voll- 
zogene Bestrafung ^). Die Letztere erscheint jetzt weder 
als Akt der Gerechtigkeit, noch als Akt der Abwehr 
gegen die Bedrohung der ßechtsgüter und kann, statt 
das beleidigte Rechtsgefühl zu versöhnen und das Ge- 
fühl der Sicherheit herzustellen, nur widrige Eindrücke 
hervorrufen. Die lange Dauer der Straflosigkeit hat 
die gesetzliche Bedeutung der Strafe verwischt. Die 
Anwendung des strengen Eechts würde jetzt die Rechts- 
ordnung schwerer verletzen, als der Verzicht auf seine 



*) Schon Hirzel, a. a. 0., S. 33, ruft dieses natürliche Rechts- 
gefühl und den „Volkswillen**, d. h. das allgemeine Rechtsbewusst- 
sein, an. 
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Geltendmachung'). Es kann nicht im Geiste eines hu- 
manen Strafgesetzes liegen, die Strafe ohne zeitliche 
Begrenzung anzuwenden ; die Strafe, die den reifen Mann 
oder sogar den Greis für Thaten trifft, die er als Jüng- 
ling begangen, wird stets den Stempel unverdienter Härte 
tragen. Über die Härten einer mittelalterlichen Justiz 
sollen wir aber hinaus sein ! Bedeutung, resp. Bedürfnis 
und Zweck der Bestrafung sind also nach längerer Zeit 
dahingefallen. Dies ist der Grund der Vollstreckungs- 
verjährung und der Hauptgrund der Verfolgungsver- 
jährung. Demselben gemäss lässt der Staat nach einer 
bestimmten Zeit — und der Eintritt der Verjährung soll 
lediglich von dem Ablauf einer gewissen Zeit abhängen — 
seinen Strafanspruch fallen. Die Verjährung in ihren 
beiden Gestalten ist also Strafaufhebungsgrund und hat 
im materiellen Strafrecht Platz zu nehmen. Sie ist im 
Laufe der Zeit aus einem prozessrechtlichen zu einem 
materiellrechtlichen Institut geworden. 

Da aber Bedürfnis und Zweck der Bestrafung in 
ihrem ganzen Umfang nicht bis zum Ende der Ver- 
jährungszeit andauern und dann auf einmal wegfallen, 
sondern allmählich schwinden, so muss auch der teil- 
weise Ablauf der Frist als Strafmilderungsgrund aner- 
kannt werden. Erfahrungsgemäss dauert aber das Be- 
dürfnis nach strafrechtlicher Reaktion längere Zeit bei- 
nahe ungeschmälert fort und nimmt dann in zunehmen- 
der Progression ab. Es dürfte daher nicht unangemessen 
sein, die gesetzliche Bestimmung aufzustellen, dass nach 
Ablauf der Hälfte der Verjährungsfrist nicht mehr als 
drei Viertel und nach drei Vierteln der Verjährungszeit 

*) Heinze (H. H. II, 611) legt das Hauptgewicht darauf, dass 
eine Thatsache (hier die der Straflosigkeit) nach längerem Be- 
stehen eine gewisse Berechtigung gewonnen habe. Was lange be- 
standen, erscheint als etwas ünumstössliches. 
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nicht mehr als die Hälfte der ordentlichen Freiheits- 
strafe ausgefällt werden dürfe; im gleichen Verhältnis 
wäre die ausgefällte Strafe nach teilweisem Ablauf der 
Vollstreckungsverjährungsfrist zu reduzieren. An Stelle 
von lebenslänglichem hätte 20- resp. löjähriges Zucht- 
haus zu treten^). 



^) Siehe § 55 des Strafgesetzes von Graubünden (und Waadt, 
Art. 81). 



^^^^^^^^^^^^^^^^^*^ 



III. Kapitel. 
Theorie der Yerjährung-, 



g 1. Die Verjährungsfristen. 

I. Dauer derselben. 

Je schwerer das Delikt, desto weniger rasch schwindet 
das Bedürfnis der Bestrafung. Es scheint daher ge- 
rechtfertigt, die Dauer der Verjährungsfristen nach der 
Höhe der angedrohten bezw. erkannten Strafen abzu- 
stufen. Dies thun denn auch die schweizerischen Gesetze. 

Genf und Bern haben ihre aus dem französischen 
Recht herübergenommene Dreiteilung der Delikte — in 
Verbrechen, Vergehen und Übertretungen — welche Ein- 
teilung sich wieder danach richtet, ob die im Einzelfall 
angedrohte schwerste Strafe peine criminelle, peine cor- 
rectionnelle oder peine de police ist, der Abstufung der 
Verjährungsfristen zu Grunde gelegt^). Genf hat die 
gleichen Fristen, wie das französische Gesetz (10, 3, 1 
resp. 20, 5, 2 Jahre). Freiburg hat die französische Ein- 
teilung der Delikte, richtet sich aber bei Abstufung der 
Verjährungsfristen nur teilweise nach derselben, indem 
es einerseits für die Verjährung der angedrohten resp. 



^) Bern entrückt gewisse Delikte dieser Einteilung. 
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erkannten lebenslänglichen Zuchthausstrafe eine besondere 
Frist (20 resp. 25 Jahre) aufstellt, anderseits auch für 
die übrigen für crimes erkannten Strafen eine weiter- 
gehende Abstufung eintreten lässt. Wallis hat, mit ge- 
ringen Abweichungen, seine Bestimmungen über Ver- 
jährung Wort für Wort dem französischen Recht ent- 
nommen ^). Das Fundament dieser Bestimmungen, näm- 
lich die französische Dreiteilung der Delikte, suchen 
wir aber im Walliserrecht vergebens; denn Art. 2 des 
Code penal unterscheidet prinzipiell nur d61its und contra- 
ventions. „Le d^lit est une infraction ä la loi penale 
proprement dite; la contravention est une infraction 
aux lois et reglements de police." Hinzugefügt wird 
jedoch, dass das d61it crime genannt werde, wenn es 
einen hohen Grad von Schuldbarkeit erreiche^). Wer aber 
im gegebenen Fall zu entscheiden hat, ob eine verübte 
infraction einen hohen Grad von Schuldbarkeit erreiche 
und als eine crime zu betrachten sei oder nicht, sagt 
das Gesetz nicht. 

Die übrigen schweizerischen Strafgesetze, das von 
Schwyz ausgenommen®), stufen die Verjährungsfristen 
ab nach der Schwere und Höhe der angedrohten, resp. 
der erkannten Strafen*). In Zürich, Basel, Zug, Solo- 
thurn und Bern ist auch bei der VoHsb^echungsyerJRh- 

*) Abweichungen: Frist für Verjährung der Jugements en 
matiöre correctionnelle** 10 (statt 5) Jahre; besondere Frist für 
erkannte Todesstrafe. 

*) Verbrechen und Vergehen werden von den Bezirksgerichts- 
höfen, Polizeiübertretungen von den Munizipalräten abgeurteilt: 
Art. 1, 2, 3 und 437 der Strafprozessordnung. 

^) Schwyz reiht die verschiedenen Delikte (Thatbestände) selbst 
in drei verschiedene Verjährungskategorien ein. 

*) Waadt unter teilweiser Berücksichtigung der Grenzen der 
Kompetenz der kriminellen, korrektionellen und Polizei- oder 
Gemeindegerichte. 
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rung die auf das Delikt angedrohte und nicht die er- 
kannte Strafe massgebend^). Ebenso ist es nach der 
herrschenden Meinung im französischen Recht. Der 
Code d'instructions criminelles bestimmt nämlich : „Les 
primes port6es par les jugements 7^endus en mati^^e 
criminelle (correctionnelle, etc.) se prescrivent par..." 
Es richtet sich hier also nach der herrschenden Meinung 
die Bestimmung der Fristen bei der Vollstreckungs- 
verjährung nach der Qualifikation der strafbaren Hand- 
lung (ob crime, d61it oder contravention), so dass bei- 
spielsweise für eine Handlung, die ursprünglich als crime 
qualifizirt, dann aber unter Annahme von Milderungs- 
gründen mit peine correctionnelle belegt worden ist, 
trotzdem die 20jährige Verjährungsfrist gilt. Aber auch 
die entgegengesetzte Ansicht, nach der die erkannte 
Strafe massgebend ist, hat ihre Vertreter^. Nach dem 
genferischen Recht nun, das sich sonst ans französische 
anschliesst, hier sich aber einer andern Ausdrucksweise 
bedient, kann diese Frage kaum Anlass zu Zweifeln 
geben. Es heisst nämlich Art. 66 C. penal : „Les peines 
criminelles se prescrivent ....*' (ebenso Art. 67 von 
peines correct.). Peines criminelles sind aber nach 
Genfer Recht r6clusiou und bannissement, peines correct. 
Temprisonnement et l'amende. Es ist also die erkannte 
Strafe massgebend. 

In den verschiedenen Gesetzgebungen zeigt sich in 
der Abstufung der Fristen und besonders in der Fest- 
setzung der Länge derselben wenig Uebereinstimmung^). 
So verjährt z. B. : 



^) Siehe Anmerkung 1 S. 47. 

*) Siehe Garraud, droit p6nal, S. 570, Ortolan, instructions 
criminelles II, 358 f. 

^) Siehe Übersicht in Stooss, Grundzüge, 436 f. und 445 f. 
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a) Angedrohte lebenslängliche Zuchthausstrafe: 

in 30 Jahren: in Schaflfhausen (§ 81) und St. Gallen 
(Art. 43) ; wenn unbedingt angedroht, auch in Thurgau 
(§ 53); 

in 25 Jahren: in Graubünden (§ 54), Zürich (§ 52), 
Glarus (§ 53), Basel (§ 42), Zug (§ 4), Solothurn (§ 47) ; 

in 20 Jähren: in Luzern (§ 65), Bern (kriminelle 
Strafe überhaupt Axt, 7 P. 0.), Freiburg (Art. 83), Tessin 
(Art. 76) und Neuenburg (Art. 105) ; 

in 15 Jahren: nach Bundesstrafrecht (Art. 34); 

in 10 Jahren: in Waadt (reclusion überhaupt Art. 
75), Genf (peine criminelle überhaupt x^rt. 203 P. 0.) 
und Wallis (auch Todesstrafe Art. 446 P. 0.). 

b) Erkannte lebenslängliche Zuchthausstrafe: 

in 30 Jahren: nach Bundesstrafrecht (Art. 35), in 
Thurgau (§ 56), Waadt (Art. 77), Schaffhausen (§ 84), 
St. Gallen (Art. 46) und Neuenburg (Art. 108) ; 

in 25 Jahren: in Freiburg (Art. 84), Basel (§ 43), 
Zug (§ 34), Solothurn (§ 50), Zürich (§ 56); 

in 20 Jahren: in Wallis (Art. 445), Bern (Art. 547 
P. 0.) und Genf (Art. ^oiö P. 0.). 

Neuenburg lässt schon eine — 15 Jahre überstei- 
gende — Zuchthausstrafe erst in 30 Jahren verjähren ; 
dieselbe Frist besteht in Tessin für Zuchthaus 2. Grades 
(Zuchthaus 1. Grades 25 Jahre), während lebensläng- 
liche Zuchthausstrafe und zeitige 3., 4. und 5. Grades 
unverjährbar sind (Art. 82 und 83). In Luzern (§ 68), 
Obwalden (Art. 39) und Schwyz (§ 48) steigen die Fristen, 
die sich durch Zuschlag der jeweiligen Verfolgungsver- 
jährungsfrist zu der erkannten Strafzeit ergeben, noch 
höher, so dass eine für Totschlag erkannte 20jährige 
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Zuchthausstrafe in Luzern^) tind Schwyz in 40 Jahren 
verjährt. 

Verschiedenheit herrscht auch in den für zeitige 
Zuchthausstrafe angesetzten Fristen; doch kennt hier 
die Mehrzahl der Gesetze eine Verjährungsfrist von 15 
Jahren für längere und und eine solche von 10 Jahren 
für kürzere angedrohte^ ferner eine solche von 20 resp. 
10 Jahren für erkannte Strafen. 

Gar keine Uebereinstimmung zeigt sich in den 
Fristen für Verjährung der übrigen zeitigen Freiheits- 
strafen, wofür der Grund zum Teil darin zu finden ist, 
dass die Qualifikation dieser Strafen und besonders ihre 
Dauer verschieden sind. Sehr verschiedene Fristen 
gelten auch für die Verjährung der Geldbussen. 

Was die von den einzelnen Gesetzen angesetzte 
niedrigste Frist betrifft, so schwankt solche für die Ver- 
folgungsverjährung zwischen 5 Jahren (Graubünden, 
Schaffhausen, Zug) und 3 Monaten (Waadt, Freiburg) ^), 
für die VoUstreckungsverjährüng zwischen 10 Jahren 
(Thurgau, Schaffhausen, Tessin) und 6 Monaten (Zürich 
und Waadt, in letzterem zwar blos für reprimande). 

Es gehen also die entsprechenden Fristen in den 
verschiedenen Gesetzen sehr weit auseinander. Die 10- 
jährige Frist für die Verfolgung der schwersten Ver- 
brechen ist jedenfalls zu kurz. Obschon sich nicht genau 
sagen lässt, wann das Bedürfnis der Bestrafung erloschen 
ist, macht man sich doch keiner üebertreibung schuldig, 



*) Falls nicht an Stelle der in § 155 des luzernisehen Straf- 
gesetzes für Totschlag angedrohten 20jährigen Kettenstrafe nach 
der in § 83 aufgestellten Kegel sogar eine Umwandlung in dreissig- 
jährige (statt 20jährige) Zuchthausstrafe anzunehmen ist. 

^) In Zürich verjähren polizeiliche Fälle 3 Monate nach der 
Entdeckung, spätestens in 6 Monaten (§ 1041 Rechtspflegegesetz). 
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wenn man behauptet: in 10 Jahren ist dies bezüglich 
ejnes derartigen Verbrechens keineswegs der Fall. 

Dagegen ist die 30jährige Frist, wenigstens für die 
Verfolgungsverjährung, zu lang und macht den Genuss 
der Rechtswohlthat der Verjährung in der Regel un- 
möglich^). Wenn die Verjährung erst nach so langer 
Zeit eintritt, dass inzwischen die Verbrecher in den 
meisten Fällen durch den Tod ereilt worden sind, dann 
ist sie ein bedeutungsloses Institut. 

Anderseits ist eine dreimonatliche Frist für Polizei- 
übertretungen zu niedrig. Eine einjährige Frist für die 
Verfolgung der geringsten Delikte dürfte nicht zu hoch 
sein. In jedem Falle kann zwar eine Frist überhaupt 
nicht absolut passen; sie kann für den Einzelfall zu 
hoch oder zu niedrig gegriffen sein ; das ist nicht zu 
vermeiden. 

Vor allem sind in vielen Gesetzen die Fristen für 
die Vollstreckungsverjährung bedeutend höher, als die- 
jenigen für die Verfolgungsverjährung. Nun lässt sich 
aber nicht behaupten, dass durch die rechtskräftige Ver- 
urteilung die Notwendigkeit der Söhnung perpetuirt 
werde. Auch bleibt die Strafbarkeit vor und nach dem 
Urteil dieselbe. Dennoch ist es zu billigen, dass die 
einzelnen Fristen bei der Vollstreckungsverjährung etwas 
länger sind ; denn es treten durch den Prozess und die 
Aburteilung die Einzelheiten und Nebenumstände des 
Verbrechens, dessen Umfang voll und ganz zu Tage, 
während dieselben vor dem Prozess nur ungewiss, meist 
mehr oder weniger verschwommen erscheinen ; das 
Bedürfnis der Bestrafung schwindet demnach jetzt lang- 
samer. Besonders aber muss bei der Verfolgungsver- 

^) Dieselbe dürfte höchstens für erkannte lebenslängliche 
Zuchthausstrafe gebilligt werden. 
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jährung auf die Beweisvergänglichkeit Rücksicht ge- 
nommen werden; obschon nur sekundärer Grund der 
genannten Verjährung, ist sie dennoch geeignet, deren 
Fristen etwas herabzudrücken. Endlich muss beir Voll- 
streckungsverjährung für die Bestimmung der Frist, 
statt die in thesi angedrohte höchste, die erkannte Strafe 
massgebend sein ^) ; es würde also bei gleicher Ausdeh- 
nung der Fristen für beide Verjährungsarten oft vor- 
kommen, dass die Vollstreckung in kürzerer Zeit ver- 
jähren würde, als die Verfolgung. Absolut zu weit 
auseinander liegende Fristen haben aber: 

Wallis^ wo angedrohte Todesstrafe in 10, erkannte 
in 30 Jahren verjährt (Art. 446 und 445); 

Waadt^), wo ausgesprochene Zuchthausstrafe von 
15 Jahren und darüber in 30 Jahren, dagegen ange- 
drohtes lebenslängliches Zuchthaus in 10, zeitiges in 6 
resp. 3 Jahren verjährt (77 und 75); AdiS Bu7idessiraf- 
rechi^), nach welchem die Verjährung angedrohter lebens- 
länglicher Zuchthausstrafe eine Frist von 15 Jahren 
(zeitiges Zuchthaus Frist von 10 Jahren) gegenüber 
einer solchen von 30 Jahren für erkanntes lebensläng- 
liches Zuchthaus (25 Jahre für zeitiges Zuchthaus von 
12V2 Jahren an) gilt. Das sind jedenfalls durch nichts 
begründete Ungleichheiten. Eine 25jährige Frist für 
die schwersten erkannten Strafen gegenüber einer 20- 
jälirigen für die schwersten angedrohten dürfte so ziem- 
lich hoch genug sein. 

^) Hier darf nicht die angedrohte höchste Strafe massgebend 
sein. Dass dies unzweckmässig, beweisen die Ausführungen S. 41 f. 
und S. 48. 

*) In Waadt, Freiburg und nach Bundesstrafrecht verjähren 
ausgefälltes Zuchthaus, Gefängnis und Verbannung (Bund: auch 
Verlust des Aktivbürgerrechts) in Fristen, die doppelt so lana: 
sind, als die Strafzeit, jedoch innert den Grenzen von 2 und 30 
Jahren (Waadt: 77), 5 und 20 Jahren (Freiburg: 84), 5 und 25 
Jahren (Bund: 35). 
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Die entsprechenden Fristen für beide Arten der 
Verjährung sind gleich lang in Zürich*), Zug^), Solo- 
thurn*), BaseP) und Bern (in letzterem mit Ausnahme 
der politischen und Pressvergehen, Art. 9). 

In Thurgau halten sich die entsprechenden Fristen 
bei der Vollstreckungsverjährung ungefähr in gleicher 
Höhe mit denjenigen der Verfolgungsverjährung ; nur 
sind jene nicht genügend abgestuft : es sind nur 3 Fristen 
(30, 20 und 10 Jahre) aufgestellt gegenüber 5 Fristen bei 
der Verfolgungsverjährung (30, 20, 15, 10 und 2 Jahre). 
So verjährt eine ausgesprochene einjährige Zuchthaus- 
strafe in der gleichen Zeit, wie eine 20jährige (in 20 
Jahren : § 56), eine 4monatliche Arbeitshausstrafe in der- 
selben Frist, wie eine sechsjährige (in 10 Jahren). 

Ungenügende Ausmessung der Fristen haben be- 
sonders auch das Bundesstrafrecht (Art. 84 : 1 Jahr und 
30 Jahre angedrohte Zuchthausstrafe sind gleichgestellt), 
Graubünden (angedrohtes Zuchthaus bis auf 25 Jahre : 
dieselbe 15jährige Frist, § 54), Schaffhausen (für beide 
Arten der Verjährung sind einjähriges und 24jähriges 
Zuchthaus gleichgestellt, §§ 81 und 84) ^). 

Ahnliches ergibt sich auch nach andern kantonalen 
Gesetzen. Selbst in Zürich, das doch 5 Verjährungsfristen 
aufstellt, ist es möglich, dass (nach § 56 und 52) die 
Vollstreckung einer Gefängnisstrafe von 5 Jahren in der- 
selben 5jährigen Frist verjährt, wie eine 24stündige, 
nämlich, wenn Gefängnis nicht alternativ mit Arbeits- 
haus angedroht war (s. z. B. § 107) ; war letzteres der 



*) „Rechtskräftig erkannte Strafen verjähren in denselben 
Fristen, in welchen das Verbrechen, für das die Strafe erkannt 
wurde, verjährt" (Zürich § 56, Zug § 34, Solothurn § 50, Basel 
§ 43). 

*) Ferner verjähren z. B. 1 Monat und 6 Jahre erkannte Ge- 
fängnisstrafe in der gleichen 10jährigen Frist. 
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Fall, so kann auch geringe Gefängnisstrafe unter die 
10jährige Verjährungsfrist fallen. Es rührt diese Ano- 
malie des zürcherischen Rechts also nicht nur von der 
mangelhaften Abstufung der Fristen, sondern zu einem 
nicht geringen Teile daher, dass die Vollstreckung der 
Strafen in derselben Frist verjährt, in der das Ver- 
brechen verjährt sein würde. Bei der Verfolgungsver- 
jährung mag es am Platze sein, die Frist nach der für 
das Delikt alternativ angedrohten schwereren Strafart 
zu bestimmen, da im gegebenen Fall oft schwer zu 
entscheiden wäre, welche der beiden Strafarten bei der 
Verurteilung wäre ausgesprochen worden; aber unge- 
rechtfertigt ist es, die gleichen Fristen nun auf die 
Verjährung erkannter Strafen zu übertragen ; im Interesse 
einer gerechten Abstufung der Fristen für die Voll- 
streckungsverjährung empflehlt es sich, nur von der 
erkannten Strafe auszugehen! 

Durch Aufstellung einer genügenden Anzahl von 
Fristen und eine genaue, abgemessene Klassifikation 
entspricht man dem Grundgedanken der Verjährung^). 

Eine gute Abstufung der — zwar etwas zu langen 
— Fristen findet sich im st. gallischen Gesetz für die 
Vollstreckungsverjährung; Art. 46: „Die Strafvollstreck- 
ung verjährt: 

1. bei Todes- oder lebenslänglicher Zuchthausstrafe 

— in 30 Jahren ; 

2. bei zeitlicher Zuchthausstrafe: 

a) bis auf 5 Jahre — in 10 Jahren ; 

h) über 5 bis auf 10 Jahre — in 20 Jahren ; 

c) über 10 Jahre — in 25 Jahren; 



^) Anderer Meinung Pfenninger, der ein Hauptgewicht auf die 
Einfachheit legt (S. 764). 
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3. bei Arbeitshausstrafe: 

a) bis auf 2 Jahre — in 6 Jahren ; 

b) über 2 Jahre — in 8 Jahren ; 

4. bei Gefängnisstrafe (das Maximum ist 2 Jahre) in 
4 Jahren. ** 

Nicht schlecht ist die Abstufung der Verfolgungs- 
verjährung in Solothurn (ähnlich derjenigen im deutschen 
Strafgesetzbuch). § 47. Die Strafverfolgung von Ver- 
brechen verjährt: 

1. wenn sie mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht 
sind, in 25 Jahren ; 

2. wenn sie mit Zuchthaus über 10 Jahre bedroht 
sind, in 15 Jahren; 

3. wenn sie mit geringerer Strafe (also mit Zucht- 
haus unter 10 Jahren, oder mit Einsperrung über 

2 Jahre) bedroht sind, in 10 Jahren ; 

§ 48. Die Strafverfolgung von Vergehen verjährt : 

1. wenn sie mit Einsperrung oder Gefängnis über 

3 Monate bedroht sind, in 5 Jahren; 

2. wenn sie mit geringerer Strafe bedroht sind, in 
2 Jahren. 

Eine spezielle Verjährungsfrist für die sogenannten 
Antragsdelikte, d. h. für Delikte, bei denen die straf- 
gerichtliche Verfolgung davon abhängig gemacht ist, 
ob ein Dritter, in der Regel der Verletzte, einen Antrag 
auf Bestrafung stellt, haben aufgestellt: Graubünden 
(§ 54, Verjährungsfrist : 5 Jahre), Thurgau (§ 53 : 2 Jahre), 
Zürich (§ 53 : 2 Jahre), Glarus (§ 33 : 2 Jahre), St. Gallen 
(Art. 44 : 2 Jahre) und Aargau (nicht für alle Antrags- 
delikte ; Ergänzungsgesetz §5:6 Monate). 

Diese Verjährung (als allgemeine Verjährung) fällt 
nicht zusammen mit dem Ablauf der Frist, innert 

4 
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welcher der Verletzte den Antrag auf Bestrafung zu 
stellen befugt ist (der sogenannten Antragsverjährung) 
und ist von ihr unabhängig. 

Die Antragsfrist muss kurz sein; denn ein Antrag 
auf Bestrafung, der lange nachher angebracht wird, 
nachdem er angebracht werden konnte, ist meist, statt 
der Ausfluss des gekränkten Rechtsgefühls, derjenige 
der Rache und hat als solcher keine sittliche Berechti- 
gung. — Dagegen kann dieser Antrag nicht eher gestellt 
werden, als der dazu Berechtigte von der That und dem 
Thäter Kenntnis erlangt liat^). Hat er die von der 
Kenntnisnahme an laufende Antragsfrist unbenutzt ver- 
streichen lassen^ so kann von Strafverfolgung nicht mehr 
die Rede sein. Hat er den Antrag innert der Antragsfrist 
gestellt und damit die Erklärung abgegeben, dass er 
der Strafjustiz freien Lauf lassen wolle, so ist es nun 
Sache der staatlichen Organe, zu untersuchen, ob die 
Verjährungsfrist — seit der Begehung der That — ver- 
strichen ist oder nicht : die Antragstellung ist wirkungs- 
los, wenn die (allgemeine) Verjährungsfrist verstrichen, 
bevor eine Untersuchungs-, resp. richterliche Handlung 
vorgenommen wurde. — Es kann also die Verjährung 
eingetreten sein, bevor die Antragsfrist zu laufen begann, 
d. h. bevor der Antragsberechtigte Kenntnis vom Delikt 
erhalten: das allgemeine Interesse, auf das sich die 
Verjährung gründet^ steht über dem Interesse des Ver- 
letzten. Die Bestimmung des Art. 9 des bernischen 

*) „Das Klagrecht erlischt, wenn der zum Antrage Berechtigte 

innerhalb , seitdem er von der That und der Person des 

Thäters Kenntnis erhalten, von seinem Eechte keinen Gebrauch 
macht." Eine Antragsfrist in diesem Sinn stellen auf: Schaffhausen 
6 Monate, § 80), Grraubünden (1 Jahr, § 54, 3), Freiburg (6 Monate, 
Art. 68), Zürich (6 Monate, § 53), Thurgau (1 Jahr, § 53), Basel 
(3 Monate, § 38), Zug (3 Monate, § 32), Solothurn (3 Monate, § 44), 
St. Gauen (6 Monate, Art. 44). 
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Strafverfahrens: „Kann jedoch das Vergehen oder die 
Polizeiübertretung nicht von Amteswegen verfolgt werden, 
so läuft die Verjährung (!) nur von dem Tage an, wo 
sich der verletzte Teil, den Umständen nach, sichere 
Kunde von der begangenen That verschaffen konnte** 
— nach der es möglich ist, dass ein Antragsdelikt 
später verjährt als das schwerste Verbrechen, ist also 
durchaus verkehrt. (Der zweite Teil der Bestimmung 
ist zwar unklar gefasst.) Aber auch Art. 44, Ziffer 2 
des st. gallischen Strafgesetzbuches ^), wonach die Ver- 
jährungsfrist erst beginnt, wenn der Antrag gestellt 
ist, also eine Verlängerung (von bis 2 Jahren) erfährt^ 
ist zu verwerfen. (Oder sollte etwa die Stellung des 
Antrages als Unterbrechung der Verjährung gelten?!) 
Die Zusammenstellung der Antragsdelikte in eine be- 
sondere Verjährungskategorie ist übrigens, wenn nicht 
unzweckmässig, so doch uinötig. Da es sich einerseits 
von selbst versteht, dass die Verjährungsfrist über der 
Antragsfrist steht, andererseits oft Delikte von ver- 
schiedener Strafbarkeit Antragsdelikte sind, empfiehlt 
es sich, dieselben nicht besonders zu nennen, d. h. in 
den übrigen Verjährungskategorien aufgehen zu lassen. 
Eine besondere Verjährungsfrist stellt ferner das 
bernische Strafverfahren (Art. 9) auf für die Verfolgung 
von politischen und Pressvergehen, Ehrverletzungen, 
Ehebruchsfallen und geringen Misshandlungen, nämlich 
eine solche von 6 Monaten, während die Verjährung der 

*) „Art. 44. Die Strafverfolgung verjährt bei strafbaren Hand- 
lungen, die nur auf Klage des Beschädigten verfolgt werden: 

1. Wenn der zur Klage Berechtigte es unterlässt, innerhalb 

6 Monaten und spätestens 2 Jahre nach der That 

die Klage zu stellen; 

2. wenn er die Klage rechtzeitig gestellt hat, nach Massgabe 
von Art. 43, Ziff. 2 (wo die Verjährungsfrist aufgestellt ist) 
von der Klagestellung an gerechnet. 
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Vollstreckung der Strafe für diese Delikte sich wieder 
nach der ursprünglichen Qualifikation derselben (ob 
Verbrechen, Vergehen oder Übertretung) richtet, also 
keine ausnahmsweise Behandlung erfährt. Es ist nicht 
einzusehen, warum das Bedürfnis der Bestrafung, resp. 
Verfolgung dieser Delikte eher erloschen sein sollte^ 
als bei den unbedeutendsten Polizeiübertretungen. Auch 
die Bestimmung des Bundesstrafrechts (Art. 34, c.) nach 
der die Verjährung bei Fälschung, Betrug und Unter- 
schlagung vom Tage der Entdeckung an läuft und also 
eine ähnliche Ausdehnung zur Folge haben kann, wie 
beim bernischen Antragsdelikt, ist zu bekämpfen. 

Da nach den meisten Gesetzen Rilckfall Straf- 
schärfung bewirkt, dagegen Versuch und Beihülfe nicht 
so schwer bestraft werden wie das Verbrechen selbst, 
ebenso Jugend des Verbrechers und andere Milderungs- 
gründe Strafmilderung zur Folge haben, so drängt sich 
die Frage auf: Ist die Verjährungsfrist nach dem füi* 
das Verbrechen aufgestellten normalen Strafrahmen zu 
bestimmen, oder ist hier der veränderte Strafrahmen 
massgebend? Es kann sich hier nur um Bestimmung 
der Frist bei der Verfolgungsverjährung handeln; die 
Vollstreckungsverjährung kann in dieser Beziehung 
keine Schwierigkeiten bieten, da für die Bestimmung 
der Fristen hier regelmässig die erkannte Strafe mass- 
gebend ist^). 

In der deutschen Wissenschaft nun herrschen über 
diese Frage verschiedene Ansichten. Während im all- 
gemeinen dem Versuch und der Beihülfe, sowie dem 
Rückfall Einfluss auf die Verjährungsfrist zugestanden 



^) Von der Ausnahmestellung der Gesetze von Zürich, Basel, 
Zug, Solothurn und Bern haben wir bereits (S. 47, Anmerkung 1) 
Erwähnung gethan. 
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^rd ^), sprechen die meisten Juristen dem jugendlichen 
Alter ^) und anderen Milderungsgründen einen derartigen 
Einfluss ab. 

Ein ähnlicher Streit herrscht in der französischen 
Jurisprudenz — zwar nicht über Einfluss von Versuch 
und Eückfall, indem der Versuch (nach Art. 2 und 3 des 
Code penal) als crime (oder d61it) meme behandelt wiM, 
der Eückfall die Frist nicht verlängern kann, da die 
Strafe für denselben wohl bis zum Maximum des gewöhn- 
lichen Strafrahmens gesteigert werden kann, nicht aber 
ein Uebergaug von peine en matiere correctionnelle zu 
peine en matifere criminelle gestattet ist — wohl aber 
über Einfluss der excuses legales und der circonstances 
attenuantes. Während einige Juristen jenen wie diesen 
einen Einfluss auf die Verjährungsfristen einräumen 
wollen^), anerkennen andere keine Änderung derselben 
an, weder infolge der erstem noch der letztern*) und 
diesen pflichtet der französische Kassationshof bei^). 

Es ist nun jedenfalls fehlerhaft, die Aufhebung der 
Strafe nach einem Strafrahmen zu bestimmen, der nicht 
massgebend ist für die positive Bestimmung derselben ^). 
Es sollte doch immer auch der konkrete Verbrechensfall 
und nicht bloss die Verbrechenart massgebend sein. 



^) Abweichender Ansicht bei Versuch und Beihülfe : H. Meyer, 
S. 407, Anmerkung 11 ; bei Rückfall : Hälschner, S. 697. 

^) So bezüglich Jugend die deutsche Praxis: Reichsgerichts- 
erkenntniss vom 22. November 1880. Anderer Ansicht dagegen 
Berner, 318, und Binding, Handbuch I, 846. 

3) H6lie, Trait^ de l'instruction criminelle II, 672 ff. 

*) Garraud, 555. 

^) Der französische Kassationshof anerkennt bloss eine Berück- 
sichtigung der „circonstances aggravantes*^^ Ortolan II, 334. Ortolan 
(II, 338 — 334) will bloss die „excuses legales" berücksichtigt wissen. 

®) Heinze, in H. H. II, S. 616, Anmerkung 4. 
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Es verlangt die erhöhte Strafbarkeit des im Rück- 
fall verübten Verbrechens eine strengere Behandlung; 
der erhöhte Strafrahmen sollte auch für die Verjährung 
massgebend sein. Umgekehrt sollte, wenn das Verbrechen 
von einer jugendlichen Person verübt worden und dem- 
nach weniger strafbar ist, oder wenn andere Milderungs- 
gründe vorliegen, der herabgesetzte Strafrahmen als 
Ausgangspunkt für die Bestimmung der Verjährungs- 
frist gelten. 

Es ist demnach die Regel aufzustellen, dass in 
jedem Einzelfall vorliegende Strafschärfungs- und Straf- 
milderungsgründe Berücksichtigung finden; nach dem 
sich dergestalt ergebenden Strafrahmen, resp. der ange- 
drohten Maximalstrafe ist sodann die Verjährungskategorie 
zu bestimmen^). 

Es kann nun im Einzelfall fraglich sein^ ob Milde- 
rungsgründe vorliegen oder nicht, und dadurch Ungewiss- 
heit entstehen, in welche Verjährungskategorie der Fall 
einzureihen ist. Es ist z. B. nicht sicher, ob ein Tot- 
schlag infolge Provokation erfolgt ist oder nicht. Der 
einzige Ausweg wird hier wohl der sein, das Nicht- 
vorhandensein der Milderungsgründe anzunehmen und 
den Fall als unverjährt zu betrachten. Ergibt die 
Untersuchung das Vorhandensein von Milderungsgründen 

^) H61ie, Traitö de Pinstruction criminelle, II, 675, verlangt 
sogar, dass für die Einteilung in crimes, d^lits und contraventions 
und sonach für die Verjährungskategorie nicht die auf die straf- 
bare Handlung angedrohte höchste Strafe massgebend sei, sondern 
die im Einzelfall verwirkte Strafe. Die Qualifikation der strafbaren 
Handlung mtisste demnach stets eine provisorische sein bis zur 
Aburteilung ; erst nach der Bestimmung der Strafe durch das Ge- 
richt müsste sich ergeben, ob crime, d^lit oder contravention vor- 
läge. Da es aber die Gründe der Verjährung mit sich bringen, 
dass eine Untersuchung, wenn möglich, ausgeschlossen sein soll, 
so geht jene Forderung zu weit. 
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und daher Anwendung des herabgesetzten Strafrahmens, 
so hat Freisprechung wegen Verjährung zu erfolgen. 
So könnte es möglich sein, dass die Geschwornen die 
Schuldfrage bejahen, jedoch unter Anerkennung von 
Milderungsgründen, und hierauf das Gericht aöf ßrund 
der Verjährung freisprechen würde. 

Nach der hier aufgeteilten Regel, dass in jedem 
Falle vorhandene Schärfungs- oder Milderungsgründe 
zu berücksichtigen seien, würde sich bei Rückfall, Ver- 
such, Beihülfe (und bei Begünstigung, wo solche, statt 
als delictum sui generis, als nachfolgende Beihülfe mit 
der Strafe der letztern bedroht ist), sowie bei Jugend 
und andern Milderungsgründen ^) eine Verlängerung, resp. 
Kürzung der Verjährungsfrist — wenigstens in gewissen 
Fällen — ergeben. Hindernd wirkt hiebei die ungenügende 
Abstufung der Verjährungsfristen ein. Keine Möglichkeit 
zu einer Änderung der Frist ist vorhanden: 

a) Bei Rückfall^): 

in Bern (Art, 63) und in Schaffhausen (§ 78), 
indem die gesetzliche Strafe um die Hälfte ihres höchsten 
Masses erhölit werden, nicht aber zu einer schwereren 
Strafart übergegangen werden kann; 

^) Einige Gesetzbücher kennen ausser dem jugendlichen Alter 
keine Milderungsgründe, so Zürich, Solothurn etc. Ferner kommen 
in einigen Kantonen die sog. mildernden Umstände (unbestimmte 
Milderungsgründe) nicht als Strafwz7<2erwn^s-, sondern als Straf- 
minderungsgxündiQ (innerhalb des ordentlichen Strafrahmens) in 
Betracht, so in Bern und Basel. Dagegen kennt Bern eine ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit (Art. 43, 2), ebenso St. Gallen etc. 

*) Nebenbei sei bemerkt, dass eine Anzahl Strafgesetze die 
Bestimmung enthalten, dass die Rückfallsstrafe, d. h. die Straf- 
schärfung, ausgeschlossen bleibt, wenn seit der Verbüssung (oder 
dem Erlass) der letzten Strafe bis zur Begehung des neuen Delikts 
ein längerer Zeitraum verstrichen ist (sog. Bückfallsverjährung), 
Solche Bestimmungen haben aufgestellt : Thurgau (10 Jahre, § 44), 
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in Freiburg (Art. 76) und Genf (Art 36, Code penal). 
da die Strafe wohl erhöht (in Freiburg verdreifacht, in 
Genf verdoppelt) werden kann, nicht aber von peine 
correctionnelle zu peine criminelle, in Freiburg auch nicht 
zu lebenslänglicher reclusion übergegangen werden darf: 

in Graubünden und Aargau, Zug und AppenzelU 
wo der Eückfall nur als Strafzumessungsgrund in Be- 
tracht kommt (auch in Solothurn in den meisten 
Fällen). 

Das Strafgesetz von Basel und das Bundesstrafrecht 
enthalten keine Bestimmungen über Rückfall; bloss 
das Basler-Polizeistrafgesetz spricht in § 17 davon. 

In Neuenburg kann nur der zweite Rückfall bei 
vol, escroquerie und abus de confiance (Art. 398) erhöhend 
auf die Verjährungsfrist einwirken. 

b) Bei Versuch und Beihülfe (Kürzung der Frist 
unmöglich): 

in Bern (Art. 30 und 38), da hier das angedrolite 
Strafmaximum 7* der höchsten auf die That selbst an- 
gedrohten Strafe beträgt, auf kein Delikt aber bloss 
1 Jahr Zuchthaus oder 2 Monate Korrektionshaus (als 
höchste Strafe) absolut angedroht sind, so dass die 
Straf drohung von 7^ der höchsten Strafe noch in den 
Rahmen der betreffenden Strafart fällt ^). 



Bern (Verbrechen 10, Vergehen 5 Jahre, Art. 63), Freiburg (10 Jahre. 
Art. 76), Zürich (Verbrechen 10, Vergehen 5, Polizeiübertretungen 
2 Jahre, § 66), Genf (10 resp. 5 Jahre, Übertretungen 12 Monate. 
Art. 34 f.) Solothurn (5 Jahre, § 55), Neuenburg (10 Jahre, Art. 96). 
Basel und Wallis haben bezügliche Bestimmungen bloss für Polizei- 
übertretungen. 

^) Während also die Verjährungsfrist für die angedrohte Strafe 
bei Versuch und Beihülfe dieselbe ist, wie für das Verbrechen 
selbst, ist es dagegen anders bei der für Versuch und Beihülfe 
erkannten Strafe (nach Art. 31 und Art. 38). Art. 31 : „Sinkt die 
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In öö/^/' wäre bei Versuch die Frist bloss in dem 
Falle eine kürzere, wenn ein crime mit weniger als 
10 Jahren Einsperrung bedroht ist; es fällt alsdann 
der Versuch, weil mit peine correctionnelle bedroht, 
unter die für delits festgesetzte Verjährungsfrist (Art. 5 
Code penal). 

2. Anfangs- und Endpunkt der Fristen. 

A. Bei der YerfolgungsTeTjährung ^). 

Die Berechnung der Verjährungsfrist vom Momente 
der Begehung der strafbaren Handlung an (a momento 
ad momentum), prinzipiell die richtige, ist praktisch 
unbrauchbar, weil die Feststellung des Momentes der 
Begehung in der Regel schwierig ist. Deshalb haben 
die meisten Gesetze die Civilkomputation angenommen: 
sie rechnen a die a diem^). Da die schweizerischen 
Gesetzbücher in ihrer Grosszahl bestimmien: „Die Ver- 
jährung beginnt mit dem Tag der Begehung" oder „sie 
läuft vom Tag der Begehung an", so ist auch der Tag 

verwirkte Strafe unter das niedrigste zulässige Mass der gesetz- 
lichen Strafart herab, so soll auf die nächstfolgende niedrigere 
Strafart herabgegangen werden — und es trägt dann die Verur- 
teilung den Charakter und die Folgen der ausgesprochenen Strafe." 
Ist also statt einer kriminellen eine korrektionnelle Strafe aus- 
gesprochen worden, so ist die Verurteilung als korrektionelle zu 
betrachten und die Verjährungsfrist ist nur halb so lang, als bei 
der Verfolgungsverjährung." 

^) Vgl. Stooss, Grundzüge, 439 f. 

*) Die Berechnung a momento ad momentum besteht in Luzern 
(§ 67), für Versuchshandlungen in Sohwyz (§ 48) und nach Bundes- 
strafrecht (Art. 34), für Polizeiübertretungen in Zürich (Rechts- 
pflegegesetz § 1041), für Antragsdelikte in Thurgau (§ 53, d). 
Das Genfergesetz braucht das eine Mal die Wendung „ä comptcr 
du jour", das andere Mal „a partir de P^poque" und wird wohl 
keinen Unterschied zwischen 6poque und jour haben statuieren 
wollen (Berechnung a die ad diem). 
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der Begehung in die Frist einzurechnen. Abweichendes 
bestimmt Neuenburg, Art. 104: „La prescription de 
l'action pönale commence le lendemain du jour oü Tin- 
fraction a 6t6 commise" ; ebenso Tessin in Art. 86. 

Handelt es sich um Delikte, bei denen die ver- 
brecherische Handlung und der äussere Erfolg derselben 
nicht zusammenfallen, so wird es sich fragen: Ist der 
Tag entscheidend, an dem der Thäter zuletzt zur Herbei- 
fuhroag des Erfolges thätig war, oder der Tag, an dem 
der Erfolg eintrat ? Diejenigen «chw^zerischen Gesetze, 
die die Verjährung beginnen lassen vom Tag des „be- 
endigten^ oder des „vollbrachten*' Delikts, sind zweifellos 
dahin zu interpretieren, dass der Tag des Erfolges 
massgebend ist. Auch denjenigen, die sich der Wendung 
„Tag des begangenen Delikts'' bedienen, kann nach 
Ansicht Schwarzes ^) kein anderer Sinn unterlegt werden ; 
denn das „begangen'' beziehe sich nicht bloss auf die 
Thätigkeit des Verbrechers: die unmittelbaren Folgen 
der letztern fallen durch ihren engen Causalnexus mit 
derselben zusammen und gehören zur begangenen That 
als Teile derselben in ihrer Totalerscheinung. Die Gesetze 
von Solothurn (§ 48) und St. Gallen (Art. 43) dagegen 
enthalten die dem deutschen Reichsstrafgesetzbuch ent- 
nommene Bestimmung: „Die Verjährung beginnt mit 
dem Tage, an welchem die Handlung begangen ist, 
ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen 
Erfolgs'^. Wo also Handlung und Erfolg zeitlich nicht 
zusammenfallen, darf nach dieser Bestimmung letzterer 
für den Anfang der Verjährung nicht massgebend sein. 
Es sprechen Gründe der praktischen Zweckmässigkeit 
für diese Gesetzesbestimmung: der Tag der Handlung 
ist der sicherer festzustellende Ausgangspunkt der Ver- 

^) Schwarze, Bemerkungen zur Lehre von der Verjährung, 
1867, S. 49. 
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jährung; ist der Zeitpunkt des Erfolgs dagegen der 
massgebende, so hängt der Anfang der Verjährung von 
zufälligen, oft nicht nachweisbaren Umständen ab^), 
Gegen diese Gesetzesbestimmung wendet sich Berner ^) : 
„Gehört zur Vollendung ein bestimmter Erfolg, wie bei 
der Tötung der Tod, so bildet, nach der Natur der 
Sache, auch er noch, selbst wenn sein Eintritt sich 
verzögert, einen Teil des augenblicklichen Verbrechens", 
und Heinze®) bemerkt, dass es unstatthaft sei, den 
Erfolg von der Handlung loszulösen, indem letztere, als 
Einwirkung auf die Aussenwelt, fortdauere bis zum 
Eintritt des Erfolgs. Im Gegensatz hiezu behaupten die 
Anhänger jener Gesetzesbestimmung, es sei der (zu- 
rechenbare) Erfolg selbst in der That enthalten und 
trete nur später (als äussere Erscheinung) hervor; die 
Thätigkeit liege als abgeschlossen vor und „der Zustand 
der Straflosigkeit beginnt mit diesem Augenblicke" ^). 
So wird vom theoretischen Standpunkte aus in dieser 
Frage nicht leicht eine Einigung zu erzielen sein. Es 
dürfte aber wohl nicht unzutreffend sein, den Erfolg 
nicht nur als äussere Erscheinung der That, sondern 
als wesentliches Moment derselben zu betrachten; er 
drückt derselben den strafrechtlich massgebenden Cha- 
rakter auf. Ist die Handlung als solche nicht strafbar, 
sondern wird es erst durch den Erfolg, so wäre es ein 
Widersinn, die Verjährung schon mit der Begehung der 
Handlung beginnen zu lassen. Es ist ja denkbar, dass 
dann die Verjährungsfrist verstrichen sein könnte, bevor 
der Erfolg eingetreten ist^). 

*) Gleiches gilt von der Ortsbestimmung. S. Hälschner, S. 698- 
*) Berner, Lehrbuch, S. 319. 
3) Heinze, in H. H. II, 617, Anm. 10. 
*) Schwarze, Bemerkungen, S. 50. 

*) Z. B. bei Beiseiteschaffung von Vermögensstücken, die den 
Konkurs zur Folge haben. 
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Ist es nicht zur juristischen Konsumation gekommen, 
d. h. ist die Handlung im Stadium des Versuchs stecken 
geblieben, so beginnt die Verjährung mit der Beendigung 
der letzten Versuchshandlung. (Es sprechen sich einige 
schweizerische Gesetze in diesem Sinne aus.) 

Für Anstiftung und Beihilfe beginnt die Verjährung 
an demselben Tage, wie für die Haupthandlung, da für 
deren Strafbarkeit die Entwicklung der letztern ent- 
scheidend ist^). Ist dagegen die Anstiftung schon als 
solche strafbar, so beginnt die Verjährung der Anstif- 
tungshandlung selbst — abgesehen von der Teilnahme 
— am Tage der Anstiftung. Die Begünstigung dagegen 
hat stets einen selbständigen Verjährungslauf, da hier 
die Handlung nicht nur eine spätere ist, als die des 
Hauptthäters, sondern auch den Charakter grösserer 
Selbständigkeit trägt, als die Beihülfe. 

Bei fortgesetzten und fortdauernden Delikten be- 
steht Einheitlichkeit der verbrecherischen Handlung: 
dieselbe Handlung dehnt sich gleichsam zeitlich aus-). 
Es beginnt die Verjährung mit dem letzten Moment der 
verbrecherischen Thätigkeit : also beim fortgesetzten 
Delikt mit dem letzten verbrecherischen Akt, beim 
fortdauernden mit der Aufhebung des betreffenden Zu- 
standes % Dasselbe gilt von den gewerbs- und geioolm- 
Ä(?i7smässigen Delikten: die Gesetze schaffen aus ver- 
schiedenen Handlungen eine Einheit; die Verjährung 
beginnt mit dem letzten hiebei in Betracht kommenden 

^) So Binding, Handbuch I, 839 u. 840, Heinze in H. H. II, 618, 
Ortolan II, 341. Anders Hälschner 700, H. Meyer 408. 

2) Anders über fortgesetzte Delikte : Heinze in H. H. II, 617. 

^) Von den schweizerischep Strafgesetzen enthalten Bestim- 
mungen in diesem Sinne über fortgesetzte Verbrechen : das Bundes- 
strafrecht (Art. 34), Waadt (Art. 75), Schaffhausen (§ 81), Frei- 
burg (Art. 83) und Tessin (Art. 77). 
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Akt ^). Doch gehört eine gewisse Kontinuität der Hand- 
lung'en auch zum Wesen der Gewerbs- und Gewohn- 
heitsmässigkeit, und die französische Praxis, nach 
welcher Akte, die vor mehr als drei Jahren (dies ist 
die Frist für Verjährung der delits) begangen wurden, 
zur Beurteilung der Gewohnheitsmässigkeit herangezogen 
werden (in keinem Fall der einzelne Akt für sich allein 
T-erjährt), wird von der Jurisprudenz nicht allgemein 
anerkannt ^) ; die Ansicht, nach der zwei Akte, zwischen 
denen eine Zeit von mehr als drei Jahren liegt, nicht 
mehr zusammenzurechnen sind — und das Gewohnheits- 
mässige in diesem Falle wegfällt — dürfte richtiger sein. 

Aus dem deutschen Eeichsstrafgesetzbuch ist in die 
Gesetze von Solothurn (§ 101) und St. Gallen (Art. 182, 3) 
die Bestimmung übergegangen, dass die Verjährung der 
gerichtlichen Verfolgung wegen Bigamie mit dem Zeit- 
punkte (Solothurn), resp. Tage (St. Gallen) beginne, wo 
eine der beiden Ehen aufgelöst oder für nichtig erklärt 
worden ist. Diese Betimmung ist insofern singulär, als 
die Bigamie gewöhnlich nicht als dauerndes Delikt auf- 
gefasst wird ^) : nach der gewöhnlichen Auffassung hätte 
die Verjährung mit dem Tage der Eingehung der zweiten 
Ehe zu beginnen. Ich finde aber die Behandlung der 
Bigamie als fortdauerndes Delikt durchaus am Platze. 

Singulare Bestimmungen betreffend den Beginn der 
Verjährung stellen noch auf: Bern (Art. 9, 2) für An- 
tragsdelikte ^), das Bundesstrafrecht (Art. 34) für Betrug 
Fälschung und Unterschlagung ^) ; Waadt (Art. 75 e) für 
Urkundenfälschungen und Veruntreuungen: die Verjäh- 
rung beginnt am Tage, an dem das Delikt bekannt 

1) Hälschner, S. 698. Anders Heinze in H. H. n, 617. 

*) Garraud 559. 

3) Vgl. H6Ue II, 686. 

*) Siehe S. 51 f. dieser Abhandlung. 
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geworden oder an dem seine Wirkungen hervorgetreten , 
ist jedoch spätestens in 10 Jahren seit der Verübung 
vollendet. St. Gallen (Art. 44, 2) für Antragsdelikte : von 
der Stellung des Antrags hinweg, die jedoch spätestens 
innert zwei Jahren seit der Verübung zu erfolgen hat ; 
Zürich (Eechtspflegegesetz, § 1041) : „Polizeiübertretungen 
verjähren in 3 Monaten vom Zeitpunkte der Eutdeckung, 
jedenfalls in 6 Monaten, von demjenigen der Begehung 
an gerechnet". Solche Bestimmungen sind willkürliche 
und widersprechen teilweise dem Grundgedanken der 
Verjährung. 

Die Verjährung, soweit nicht a momento &,d mo- 
mentum gerechnet wird, ist beendigt mit dem Beginn 
des dem Anfang der Verjährung entsprechenden Kalender- 
tags, d. h. mit dem Ende ihres letzten Kalendertags, 
Nachts 12 Uhr ^). Nur in Graubünden (§ 57) ist sie mit 
dem Beginn des letzten Tages vollendet. 

B. Bei der YollstredLungsTerJährang ^). 

Da durch den Strafprozess das Verbrechen bezüg- 
lich seines Umfangs, seiner Einzelheiten und Neben- 
umstände in vollem Mass zu Tage tritt, auch nach 
Schluss des Prozesses die Gefahr der Beweisabschwächung 
beseitigt ist, so beginnt nun eine längere Verjährung, 
diejenige der Vollstreckung der anerkannten Strafe. 
Wenn aber gegen das erstinstanzliche Erkenntnis Be- 
rufung eingelegt wird, so steht die Strafe noch nicht 
fest ; sie ist noch nicht definitiv erkannt, und man kann 
noch nicht von Vollstreckungsverjährung sprechen. Wie 



^) Gegen Heinze (H. H, II, 619, Anm. 18) und Andere, die die 
Verjährung mit dem Beginn des letzten Tages der Frist vollendet 
glauben, wendet sich mit Eecht Binding, Handb. I, 843, Anm. 2. 

2) Vgl. Stooss, S. 447 f. 
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das deutsche Reichsstrafgesetzbuch, so lassen denn auch 
die meisten schweizerischen Strafgesetze diese Ver- 
jährung beginnen mit dem Tage, an dem das Urteil 
rechtskräftig geworden ist. Man wird daher das erst- 
instanzliche Erkenntnis nach geltendem Recht als Unter- 
brechung der Verfolgungsverjährung betrachten müssen. 
Demnach darf die Vollstreckungsverjährung auch für 
den Fall, dass kein Rechtsmittel eingelegt worden ist, 
konsequenterweise erst mit dem Ablauf der für die 
Appellation bestimmten Frist beginnen^); denn dann 
erst ist das Urteil rechtskräftig geworden. 

Der Tag der Rechtskraft des Urteils ist also der 
erste der Frist. Es ist anzunehmen, dass das zürche- 
rische Strafgesetz, das die Verfolgungs Verjährung „m^Y 
dem Tage der Begehung des Delikts" (§ 52), die Voll- 
streckungsverjährung (§ 56) dagegen j^von dem Tage 
der Rechtskraft" beginnen lässt, durch die verschiedenen 
Ausdrücke keinen Gegensatz habe statuieren wollen, 
sondern sich bloss einer mangelhaften Ausdrucksweise 
bedient habe, so dass der Tag der Rechtskraft des 
Urteils als erster der Frist zu gelten hat. 

Einen von den andern Gesetzen abweichenden 
Standpunkt nimmt das Strafgesetz von Genf ein; nach 
Art. 66 und 67 beginnt die Vollstreckungsverjährung am 
Tag des Urteils, durch das die Strafe verkündet 
worden*). Es läuft also die Verjährung, bevor das 
Urteil vollstreckbar ist. 



^) Einige sprachen sich nicht darüber aus. 

*) Dies setzen ausdrücklich fest die Gesetze von Waadt 
(Art. 79) und Wallis (Art. 448). 

*) Diese Bestimmung hat auch das französische Eecht, jedoch 
nur für die Verjährung en matiöre criminelle (Art. 635 des Code 
d'instructions criminelles), während bei peines correctionnelles et 
de police die Frist vom Urteil in letzter Instanz oder, wenn ein 
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Eigentümliche Bestimmungen enthalten die Gesetze 
von Luzern (§ 68), Obwalden (Art. 39) und Schwyz (§ 48). 
welche die Verjährung der anerkannten Strafe erst von 
dem Tage an rechnen, an dem die Strafzeit ausge- 
laufen wäre. 



§ 2. Unterbrechung der Verjährung. 

I. Verfoigungsverjährung. 

Das geltende (deutsche, französische, schAveizerische) 
Recht schreibt richterlichen Akten,, die auf Geltend- 
machung des staatlichen Strafrechts abzielen — teil- 
weise sogar den gleichartigen Handlungen des Staats- 
anwalts und der Polizeibehörden — die Wirkung zu. 
die begonnene Verjährung wirkungslos zu machen, so 
dass nach einer der9,rtigen Handlung die Verjährung 
nicht weiter läuft, sondern neu beginnen muss. Diese 
ilnnulierung des begonnenen Verjährungslaufs trägt 
heute den Namen Unterbrechung der Verjährung. 

Die Gesetzgeber haben hier einfach die Eegeln des 
Civilrechts analog auf das Kriminalrecht übertragen ^). 
Es steht diese Möglichkeit der Verlängerung, resp. 
Hinausschiebung der Verjährung in offenbarem Wider- 
spruch mit Wesen und Grund des Instituts. Oder sollte 
etwa die Citation vor das Gericht, der Erlass eines 

Urteil erster Instanz verkündet ist, vom Tage an läuft, wo es 
nicht mehr durch Appellation angegriffen werden kann (Art. 636 f.). 
(Siehe Kritik in Garraud, 570 f.). 

^) Noch Unterholzner in seiner „Ausführlichen Entwicklung 
der Verjährungslehre" (II, § 314) — dem letzten Werk, das die 
Verjährung nach gemeinem Recht allseitig bearbeitet — schreibt 
einer angehobenen Untersuchung eine „unterbrechende" Wirkung 
nur in dem Sinne zu, dass die Verjährung nicht weiter läuft; 
nach Abbruch (Einstellung) der Untersuchung sei diese „Unter- 
brechung" als nicht geschehen zu betrachten. 
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Steckbriefes oder eines Haftbefehls das Bedürfnis der 
Bestrafung perpetuieren ? Selbst der Festnahme des 
Verbrechers und dem Prozess, der zu keiner Verur- 
teilung führen konnte, lässt sich diese Wirkung nicht 
zuschi-eiben ; durch sie wird wohl das Verlangen nach 
strafender Reaktion für einen Augenblick angefacht, nicht 
aber die Wirkung der bereits verstrichenen Verjährungs- 
zeit weggewischt werden. 

Noch viel weniger wird bei der Verfolgungsver- 
jährung die Gefahr der Beweisabschwächung durch einen 
jener „Unterbrechungsakte" hinausgeschoben. Gerade 
die Beweise, die fehlen, werden jetzt um so sicherer 
ihrem völligen Untergang entgegengehen. Einzig durch 
die rechtskräftige Verurteilung ist die Erklärung abge- 
geben worden, dass die Kette der Schuidbeweise eine 
geschlossene gewesen sei. Es ist daher durchaus un- 
angemessen, Handlungen des Eichters, des Staatsan- 
walts etc., durch die das staatliche Strafrecht gegenüber 
dem Verdächtigen nicht zur Gewissheit hat erhoben 
werden können, eine den bisherigen Verjährungslauf ver- 
nichtende Wirkung beizulegen. Vielmehr ist nur ein 
Ruhen der Verjährung während des Prozesses — resp. 
von der Festnahme des Verdächtigen an — anzuer- 
kennen. Nach der letzten Prozesshandlurig, sei nun der 
Prozess förmlich eingestellt worden oder den Umständen 
nach als liegen geblieben zu betrachten^), hat die Ver- 
jährung weiter zu laufen, und es ist die Zeit des Ruhens 
nachträglich in die Frist einzurechnen. 

Ein Ruhen der Verfolgungsverjährung und keine 
^Unterbrechung** kennen die Gesetze von Tessin und 
Waadt. In Tessin (Art. 78) ruht die Verjährung wäh- 

^) Es dürfte vielleicht nicht überflüssig sein, gesetzlich zu 
bestimmen, wie viel Zeit zwischen . zwei aufeinander folgenden 
Prozesshandlungen liegen und wie lange der Prozess dauern dürfe. 

o 
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rend der Durchführung des Prozesses, der jedoch in .'i 
Jahren beendigt sein muss (ansonst ist die Strafklage 
verjährt!). In Waadt (Art. 76) erfolgt Suspension: 

1. Pendant la dur6e des poursuites contre le prevenii. 

2. Pendant la duree des poursuites sur rinscription 
de faux faite par le prevenu dans le cours de l'ius- 
truction dirigee contre lui. 

3. Pendant la duree de Taction civile qui donne lieii 
ä a Suspension des poursuites penales. 

Waadt kennt also auch (N^ 2 und 8) ein Ruhen 
der Verjährung während der Erledigung gewisser präju- 
dizieller Vorfragen, die den Lauf des Strafverfahrens 
zu hemmen im Stande sind. Eine ähnliche, jedoch weiter 
gehende Bestimmung enthält das deutsche Reichsstraf- 
gesetzbuch in § 69 : Es ruht die Verjährung, wenn Be- 
ginn oder Fortsetzung des Strafverfahrens von einer 
Vorfrage abhängig ist, die in einem andern Verfahren 
— es braucht dieses letztere nicht durch eine richter- 
liche Behörde zu geschehen*) — erfolgen muss. 

Es dürfte nicht unzweckmässig sein, ein Ruhen der 
Verjährung anzuerkennen für den Fall, dass ein recht- 
liches Hindernis vorübergehend den Beginn oder die 
Fortsetzung des Verfahrens hemmt. 

Alle schweizerischen Strafgesetze, diejenigen von 
Tessin uud Waadt ausgenommen, kennen eine Unter- 
brechung der Verjährung^). 

Solothurn (§ 49) hat die Bestimmungen des deutschen 
Reichsstrafgesetzbuches angenommen: „Jede Handlung 
des Richters, welche wegen der begangenen That gegen 
den Thäter gerichtet ist, unterbricht die Verjährung. 
Die Unterbrechung findet nur rücksichtlich desjenigen 

1) Binding, Handbuch I. 842. 

*) Siehe Stooss, Grrundzüge, S. 441 ff. 
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statt, auf welchen die Handlung sich bezieht. Nach 
der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung.^ 

St. Gallen (Art. 45) hat die gleichen Bestimmungen, 
jedoch mit der Abweichung, dass nicht bloss Hand- 
lungen des Richters, sondern auch solche des Unter- 
suchungsbeamten die unterbrechende Wirkung hervor- 
bringen (zudem unterbricht in St. Gallen die Begehung 
eines neuen Verbrechens). Auch Zürich hat die deutsch- 
rechtlichen Bestimmungen, jedoch mit Weglassung des 
Zwischensatzes (§ 55). Es unterbricht also jede Hand- 
lung des Richters^ die gegen den Thäter gerichtet ist. 
Richter ist jeder Beamte, dem durch Gesetz die wesent- 
liclie Befugnis des Richtens, nämlich das Recht der 
Untersuchung und Entscheidung, übertragen worden ist. 
Nach einem Entscheid der zürcherischen Appellations- 
kammer vom 17. Juni 1882 wären auch die zürcherischen 
Bezirksstatthalter, in deren Händen die Untersuchung 
liegt, und die unter unmittelbarer Aufsicht der Staats- 
anwaltschaft stehen, als Richter zu betrachten^). 

Haben die Polizeibehörden selbst die Befugnis, Strafen 
festzusetzen, so sind diese Strafverfügungen auf die 
gleiche Linie zu stellen; ebenso diejenigen der Verwal- 
tungsbehörden, die Strafgerichtsbarkeit besitzen. 

Die Handlung muss, wenn sie unterbrechen soll, 
vom zuständigen Richter ausgehen^). 

Basel (42), Zug (4), Glarus (34), Obwalden (39), 
Genf (203), Schaffhausen (81), Aargau (55), Grau- 
bünden (58) und das Bundesstrafrecht (34) lassen die 



^) Zürcher, Kommentar zum zürcherischen Strafgesetzbuch, 
S. 42. Dagegen sagt § 784 des zürcherischen Rechtspflegegesetzes, 
dass polizeiliche Erhebungen über Thatbestand und Beweismittel 
nicht die Kraft einer richterlichen Handlung haben. 

^) Nach deutschem Becht ist die örtliche Zuständigkeit nicht 
erfordert, § 20 der deutschen Strafprozessordnung. 
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Verjährung durch „Untersuchungshandlungen*' unter- 
brechen (St. Gallen: „durch Handlungen der ünter- 
suchungsbeamten"), so dass jede derartige Handlung, 
von einer zur Untersuchung zuständigen Beamtung oder 
Behörde, die unterbrechende Wirkung ausübt. Es ist 
hier also den zur Unterbrechung geeigneten Handlungen 
eine weite Grenze gezogen. 

In Wallis (Art. 446 f.) und Neuenburg (Art. 106) 
unterbricht, wie im französischen Recht, „tout acte 
d'instruction et de poursuite". Ein arrfet des franzö- 
sischen Kassationshofes vom 14. Juli 1816 ^) bezeichnet 
als „actes dHnstruction — les actes qui ont pour objet 
de recueillir les preuves de l'existence du crime et de 
la culpabilite de son auteur, als actes de poursuite — 
ceux qui ont pour objet soit de traduire le pr6venu en 
jugement, soit de s'assurer de la personne." Es können 
dies also Handlungen verschiedenster Art sein; nur ist 
vorausgesetzt, dass sie von einem fonctionnaire compe- 
tent (z. B. von der Staatsanwaltschaft oder einer andern 
Behörde der gerichtlichen Polizei) ausgehen und in 
gehöriger Form erfolgen^). 

Bern (Art. 7 — 9) spricht bloss von „Verfolgungs- 
handlungen" ^). Da aber der französische Text des 
bernischen Strafverfahrens, der in Anlehnung an den 
französischen Code d'instruction criminelle (Art. 637 f.) 
von „acte d'instruction ou de poursuite" spricht, die 
ursprüngliche Redaktion und der deutsche Text nur 
dessen Uebersetzung ist, so ist der Begriff „Verfqlgungs- 
handlung" hier in einem weitern Sinne zu verstehen: 



*) H^lie, Trait6 de rinstructlon criminelle, II, 701 ff. 

2) Garraud, 561. 

^) Luzern (§ 67) verlangt „richterliche Verfolgungshandlungen". 
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er schliesst auch den der „Untersuchungshandlung" 
in sich *). 

Ferner bestimmen St Gallen, Solothurn, Neuenburg, 
Zürich, Aargau, Graubünden, dass die (richterliche, resp. 
TJntersuchungs-) Handlung ngegen den Thäter gerichtet^'' 
sein muss. Es ist also hier die persönliche Richtung 
gegen den Thäter als Beschuldigten oder Verdächtigen 
verlangt. Es ist z. B. die Vorladung und Abhörung des 
Thäters als Zeugen, selbst wenn er sich bei dieser 
Gelegenheit für schuldig bekennt, kein Unterbrechungs- 
akt. Geschieht die Handlung bloss zur Ermittlung des 
Thäters, ist also gegen keine bestimmte Person gerichtet, 
so unterbricht sie nicht ^); noch weniger, wenn sie 
gegen eine am Verbrechen nicht beteiligte Person 
gerichtet ist. „Thäter" ist hier jedoch im weitern Sinne 
gebraucht; auch der Teilnehmer ist Thäter; es ist 
gleichgültig, ob die That Hauptthat oder Teilnahme 
war; es unterbricht die betreffende Handlung auch 
dann, wenn es sich in der Untersuchung herausstellt, 
dass, statt Urheberschaft, nur Teilnahme vorliegt — 
oder umgekehrt. Wenn dann einige der genannten 
Gesetze noch beifügen y^ioegen der begangenen Thai^, 
so hat es auch hier keinen Einfluss, ob die That richtig 
qualifiziert worden ist oder nicht; sie kann sich z. B. 
nachträglich, statt als Diebstahl, als Unterschlagung 
(oder Raub) herausstellen. Nicht aber ist bei idealer 
Konkurrenz die Unterbrechung der einen Verfolgungs- 
verjährung ohne weiteres eine solche der andern. Wenn 
z. B. der Angeklagte, der anlässlich eines Hausfriedens- 

*) Siehe Urteil der bernisehen Polizeikammer vom 14. März 
1891 in Jahn „Monatsblätter für bernische Rechtsprechung", 8. Bd., 
S. 241 ff. 

*) Siehe Hälschner 701, Berner 320, H. Meyer 410, u. Schwarze, 
Bemerkungen, S. 82—97. 
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bruchs einen Diebstahl verübt, nur als des erstem Delikts 
Angeklagter vor den Schranken des Gerichts steht, 
weil der Diebstahl noch nicht bekannt geworden, so 
erfolgt keine Unterbrechung der Verfolgungsverjährung 
wegen Diebstahl^). 

Nach den Gesetzgebungen, die das Erfordernis der 
Richtung der Unterbrechungshandlung »gegen den 
Thäter" nicht kennen, sondern nach denen einfach 
„Untersuchungshandlungen" oder „Untersuchungs- und 
Verfolgungshandlungen" genügen, ist jede die That 
betreffende Untersuchungshandlung ausreichend, und es 
können die Handlungen selbst gegen einen Unschuldigen 
oder einen Unbekannten gerichtet sein^). Den zur 
Unterbrechung geigneten Handlungen ist hier ein sehr 
grosser Spielraum gewährt. 

Solothurn und St. Gallen haben noch die deutsch- 
rechtliche Bestimmung aufgenommen : „Die Unter- 
brechung findet nur rücksichtlich desjenigen statt, auf 
welchen die Handlung sich bezieht", und Neuenburg 
bestimmt (Art. 106): „Tout acte d'instruction ou de 
poursuite dirig^ contre une personne determin6e inter- 
rompt la prescription d son (!gard,"' Es betrifft diese 
Bestimmung den Fall, wo mehrere an einem Delikt, 
sei's als Mitthäter, Anstifter oder Gehülfen, teilgenommen 
haben: Ist eine richterliche (resp. in Neuenburg eine 
Untersuchungs-) Handlung nur gegen einen derselben 
gerichtet, so ist dieselbe nicht als Unterbrechung der 
Verjährung bezüglich der übrigen anzusehen. Art. 7, 2 
des bernischen Strafverfahrens enthält die dem franzö- 
sischen Recht entnommene, entgegengesetzte Bestimmung: 
es wirkt die Verfolgungshandlung als Unterbrechung 



M Binding, Handbuch I, 851. 
-) Ortolan, II, 343. 
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„selbst in Ansehung der mitbeteiligten Personen, welche 
von dieser Verfolgungshandlung nicht betroffen sind*' ^). 
Dies gilt zweifellos auch da, wo jede „üntersuchungs- 
handlung" unterbricht. 

Die Verjährung wird ferner unterbrochen durch 
Begehung eines neuen Verbrechens in Thurgau (hier 
einziger Unterbrechungsgrund, ^ 57), in Graubünden (§ 58), 
Luzern (§ 67), St. Gallen (Art. 45), Aargau (§ 57), Frei- 
burg (iirt. 85) und Schwyz (§ 49). 

Die Unterbrechung dauert so lange^ als der Unter- 
brechungsakt, und es beginnt nach derselben die ur- 
sprüngliche Verjährungsfrist von neuem zu laufen. Es 
könnte also die Verjährung durch willkürlich erfolgende 
Unterbrechungsakte stets neu unterbrochen werden, und 
so würde eine faktische Unverjährbarkeit herbeigeführt. 
Einen grossen Vorzug hat in dieser Beziehung gegen- 
über den andern Gesetzen der französische Code d'ins- 
truction criminelle (Art. 637 und 638) und, in Nach- 
ahmung desselben, das Wallisergesetz, Art. 446 f.: 
„L'action publique . . . . se prescrit apres .... ann^es 
revolues ä compter du joiü^ oü le crime aura Mö 
comrnis^ si, dans cet intervalle, il n'a ete faite aucun 
acte d'instruction ou de poursuite. S'il a ete fait, dans 
cet Intervalle, des actes d'instruction ou de poursuite, 
l'action publique ne se prescrira qu'apres . . . . ä compter 
du dernier acte" ^). Es ist hier den Unterbrechungs- 
handlungen eine zeitliche Grenze gesetzt : sie dürfen nur 



^) Die französische Jurisprudenz führt als Begründung dieser 
Bestimmung an, dass „le souvenir du dälit et, par eons^quent, 
le besoin de l'exemple" wieder lebendig werde" (Ortolan II, 343 ; 
Garraud 563). Der gleichen Ansicht ist Berner, Lehrbuch, Auflage 
1887, S. 335. 

^) Das Genfergesetz hat die drei Worte „dans cet Intervalle" 
nicht aufgenommen. 



elbst in Ansehuüg der mitbet^ilürtM 1'ersi.DtL v-,^ 
n liieser VerfolgimgshaDdliin? nicll i«c-o{«i äii - - 
: les gilt zweifellos auch da. wo jede .rDter^uji^^- 
miilung" unterbricht. 

Die Verjährung wird terwr umerirtöt^ jz— 
, «gehung eines neuen VeArecbeiii in Tmnssi :ix- 

inzigerUnterbrechiu)gsgrnDd.5.j7j,iL<^-Buiin»öeL - '-- 
- ^uzern (§ 67), St. Gallen (Art. 45). Aaioi f! - ?^ 
, rarg (.\rt. 85) und Schwyz (S 49"). 



3er 
hie 
Da 

sig 



ist, 
ge- 



T 



72 



innert der ursprünglichen Verjährungszeit erfolgen^), 
so dass die Frist bis auf höchstens 20 Jahre bei Ver- 
brechen, 6 Jahre bei Vergehen und 2 Jahre bei Ueber- 
tretungen steigen kann. 

2. Voilstreckungsverjährung. 

In Basel (§ 43), Zug (§ 34), Solothurn (§ 50) und 
St. Gallen (Art. 47) unterbricht „jede auf Vollstreckung 
gerichtete Handlung derjenigen Behörde, der die Voll- 
streckung obliegt*^, in Solothurn und St. Gallen — wie 
im deutschen Recht — zudem „die zum Zwecke der 
Vollstreckung erfolgende Festnahme des Verurteilten" '\ 
Wer als Vollstreckungsbehörde anzusehen, bestimmen 
die Prozessordnungen (Bezirksstatthalter , Staatsan- 
wälte, etc.). 

Die Handlung der betreffenden Behörde muss aber 
nach den genannten Gesetzen, wenn sie unterbrechen 
soll, auf Vollstreckung der Strafe gerichtet sein ^). 
Solche Handlungen sind z. B. der Erlass eines Steck- 
briefes, Haftbefehle, Ueberführung in die Strafanstalt, 
Auftrag an den Polizeibeamten zur Beitreibung der 
Geldstrafe, vor allem aber der Strafvollzug selbst. 

Wenn die Gesetze von Thurgau (§ 56), Schaff- 
hausen (§ 84), Zürich (§ 56) bestimmen, die Verjährungs- 



^) Entgegen dem klaren Wortlaut des französischen Code 
d'instruction criminelle bestreiten diese zeitliche Begrenzung der 
Unterbrechung Heinze (H. H. II, 624) u. A. 

*) Unterbrechung erfolgt auch durch ein neues Verbrechen in 
St. Gallen (Art. 47), Thurgau (§ 57), Luzern (§ 67), Obwalden 
(Art. 39) und sogar in Zürich (§ 57). 

^) Genf (Art. 69) dagegen lässt Unterbrechung eintreten „durch 
die Festnahme des Verurteilten". Es ist von Festnahme schlecht- 
hin die Rede und nicht mit der Einschränkung, dass sie zum Zwecke 
der Strafvollstreckung geschehen sein muss. 
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frist werde vom Tage der Rechtskräftigkei^ des Urteils 
an gerechnet, „oder, wenn die Vollziehung bereits be- 
gonnen hatte, vom Tage der Unterbrechung derselben^, 
so erfolgt hier also eine Unterbrechung durch den 
Strafvollzug, (nicht aber durch andere Handlungen der 
Vollstreckungsbehörden). Die gleiche Bestimmung ent- 
hält auch das Genfergesetz, Art. 69: „Si le condamne 
qui subissait sa peine est parvenu ä s'6vader, la pres- 
cription commence ä courir du jour de l'^vasion". Nach 
den bis jetzt genannten Gesetzen beginnt also nach 
teilweiser Verbüssung der Strafe, gleichgültig ob die- 
selbe gleich nach dem Urteil oder später erfolgt ist, 
die ursprüngliche Verjährungsfrist von neuem zu 
laufen ^). Jedoch bestimmt das Genfergesetz in Art. 69 
weiter: „Toutefois on imputera sur la duree de pres- 
cription les deux tiers du temps pendant lequel le con- 
damne a subi sa peine." Es beginnt also, wenn der 
Verbrecher nach teilweise verbüsster Strafe entflieht, 
eine kürzere Verjährungsfrist. Es bildet diese Bestim- 
mung einen Vorzug des genferi sehen Gesetzes. Der 
Genfergesetzgeber hat hier einem berechtigten Gefühle 
— wenigstens teilweise — Ausdruck verliehen. Da 
nämlich eine Verjährung erkannter Strafen regelmässig 
die Flucht des Verurteilten zur Voraussetzung hat, so 
ist es nicht billig, dass derjenige, der nach teilweise 
verbüsster Strafzeit entflieht, ungünstiger gestellt ist, 
als derjenige, der vorher entflohen. Es ist eine Unge- 
rechtigkeit, nach teilweiser Verbüssung der Strafe 



^) Binding (Handbuch I, 859 f.) steht allein, wenn er es als 
geltendes Recht hinstellt, dass „die Verjährung mit unveränderter 
Frist zu laufen beginne, wenn es zum teilweisen Vollzuge nicht 
kam, 7nit verkürzter Frist aber, wenn das Strafrecht durch Voll- 
streckung teilweise konsumiert wurde und der Best, hätte das 
Urteil direkt auf ihn gelautet, in kürzerer Frist verjährt wäre.'* 
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wieder die volle (ursprüngliche) Verjährungsfrist neu 
beginnen zu lassen. 

Nicht uninteressant ist es zu vernehmen, dass die 
französische Jurisprudenz, trotzdem der Code d'instruction 
criminelle von einer Unterbrechung der Vollstreckungs- 
verjährung nicht spricht, sondern einfach bestimmt, 
dass die Verjährung am Tage des rechtskräftigen Ur- 
teils beginne, zu der Ansicht gelangt ist, es sei dennoch 
eine solche Unterbrechung anzunehmen. Die franzö- 
sischen Juristen argumentieren: „On se libere des 
peines par deux moyens: en les subissant ou en les 
prescrivant; que subir une peine et la prescrire sont 
deux choses contradictoires qui impliquent — et ne 
peuvent jamais concourir; qu'on ne peut donc, pour 
accomplir le temps de la prescription, joindre au teraps 
qui s'est ecoule depuis l'evasion du condamne celui qui 
s'est passe depuis qu'il subissait sa peine" ^). La pres- 
cription ne peut eteindre le droit d'execution pendant 
que ce droit est exerce^). 

Diese Argumentation würde uns nur dazu führen, 
während des Strafvollzuges ein Ruhen der Verjährung 
anzunehmen. Trotzdem ist in der französischen Juris- 
prudenz die Ansicht die herrschende, dass der Strafvoll- 
zug unterbreche^). 

Ich glaube nicht, dass diese Ansicht für die Aus- 
legung derjenigen schweizerischen Gesetze, die von 
keiner Unterbrechung der Vollstreckungsverjährung 
sprechen — es sind dies alle noch nicht genannten*), 



*) Hölie, Trait6 de l'instruction criminelle, VIII, 604. 

2) Garraud, 576. 

•^) Ortolan, II, 363; H61ie, VIII, 609. 

*) Erledigt ist diese Frage jedoch in Waadt (Art. 77), Frei- 
burg (Art. 84) und im Bundesstrafrecht (Art. 35). Es verjähren 
Zuchthaus, Gefängnis und Verbannung nach Ablauf der doppelten 
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— massgebend sein kann; es ist hier nur ein Ruhen 
der Verjährung während des Strafvollzuges anzunehmen. 
Dass hier die Verjährung während der Vollstreckung 
nicht weiter läuft, obschon die Gesetze nur bestimmen : 
^Die Verjährung beginnt am Tage, an dem das Urteil 
rechtskräftig geworden **, folgt wohl schon aus dem 
Umstand, dass, bei Annahme des Gegenteils, der zu 
schwerer Strafe Verurteilte, der sich lange Zeit dem 
Strafvollzug zu entziehen gewusst hat, oft kurze Zeit 
nach dem Verbüssungsantritt wieder in Freiheit gesetzt 
werden müsste. 

Wie bei der Verfolgungs-, so ist auch bei der 
Vollstreckungsverjährung eine Unterbrechung nicht an- 
zuerkennen; die Verjährungsfrist sollte stets — also 
auch, wenn ein teilweiser Strafvollzug stattgefunden 
hat — vom Tage der rechtskräftigen Verurteilung an 
gerechnet werden, und es wird wohl kaum unbillig 
erscheinen, wenn dabei verlangt wird, dass die ver- 
büsste Strafzeit, trotzdem während des Strafvollzuges 
die Verjährung nicht läuft, nachträglich, d. h. nach 
der Flucht des Sträflings, in die Verjährungsfrist ein- 
gerechnet werden müsse! 

Würden sich auf diese Weise Unbilligkeiten nur 
gegenüber demjenigen ergeben können, der nach langer 
Straflosigkeit — vielleicht gegen Ende der Verjährungs- 
frist — gefasst wird und jetzt eine lange Freiheits- 
strafe zu erstehen hätte, so wird diese Härte abge- 
schwächt durch die Anerkennung des teilweisen Ablaufs 
der Verjährungszeit als Strafmilderungsgrund. 

Diese teilweise Verjährung würde die Dauer der 
Vollstreckung in der Weise kürzen, dass nach Ablauf 

Zeit, welche die Strafe, oder, wenn die letztere bereits teilweise 
vollzogen worden, der noch nicht erstandene Teil derselben zu 
dauern gehabt hätte. 
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der Hälfte der Verjährungszeit nur drei Viertel der 
Strafe und nach Ablauf von drei Vierteln der Ver- 
jährungszeit nur die Hälfte der Strafe zur Voll- 
streckung kommen dürften. Lebenslängliche Zuchthaus- 
strafe müsste sich in 20-, resp. löjähriges Zuchthaus 
verwandeln. 

Zudem muss die Begnadigung auf den Ablauf 
des Zeitraums seit der Verurteilung Rücksicht nehmen. 



g 3. Wirkungen der Verjährung. 

Nach der für die Verjährung gesetzlich festge- 
stellten Frist hat der Staat das Recht verloren, den 
Delinquenten gerichtlich zu verfolgen, resp. die erkannte 
Strafe an ihm zu vollstrecken. Wenn es aber im 
gegebenen Falle zweifelhaft war, ob die Verfolgungs- 
verjährung eingetreten, und es daher zum Prozesse 
kam, so hat, sobald sich der Richter vom Vorhanden- 
sein der Verjährung überzeugt hat, eine Freisprechung 
(nicht eine Einstellung) zu erfolgen; denn es liegt ein 
Strafaufhebungsgrund vor. 

Nun beseitigt die Verjährung den staatlichen Straf- 
anspruch; nicht aber wird durch sie die Existenz des 
Verbrechens beseitigt ; dasselbe kann nicht ungeschehen 
gemacht werden. Daher bleibt das Urteil trotz der 
Verjährung der erkannten Strafe Beweismittel für die 
Thatsache, auf die sich dasselbe stützt. 

Schon mehr Anstoss dürfte es erregen, den Wahr- 
heitsbeweis zuzulassen für ein Verbrechen, das durch 
keine Verurteilung festgestellt worden, dessen Verfol- 
gung also verjährt ist: darf in einem Injurienprozesse 
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der angebliche Beleidiger, resp. Verleumder den Beweis 
der exceptio veritatis antreten?*). 

Von denjenigen Kriminalisten, die in der Beweis- 
vergänglichkeit nicht einen Grund oder nur einen un- 
wesentlichen Grund der Verjährung erblicken, wird 
diese Frage bejaht ^). Wer aber die Beweisvergänglich- 
als ausschlaggebenden Grund oder doch als einen der 
wesentlichen Gründe der Verfolgungsverjährung ansieht, 
muss die Frage unbedingt verneinen. Den vorgebrachten 
„Beweisen", wie den in der Untersuchung eines ver- 
jährten Verbrechens etwa bereits „festgestellten That- 
sachen" hätte der Richter jeden Glauben zu ver- 
sagen ^). 

Ähnlich würde es sich verhalten mit dem Beweise 
der Gewohnheitsmässigkeit. In jedem Falle wird aber 
die Heranziehung des verjährten Delikts 2u diesem 
Beweise nur erfolgen dürfen, wenn dasselbe von dem 
nächstfolgenden Delikt nicht durch die volle Verjäh- 
rungszeit getrennt ist: andernfalls dürfte die Gewohn- 
heitsmässigkeit nicht aus dem verjährten Delikt gefolgert 
werden; denn eine gewisse Kontinuität der Hand- 
lungen gehört auch zum Begriffe der Gewohnheits- 
mässigkeit. 

Ist ein Verbrechen, dessen rechtskräftig erkannte 
Strafe verjährt ist (nur die Strafverjährung kommt 
hier in Betracht), bei Begehung eines neuen Delikts 
als Schärfungsgrund in Anrechnung zu bringen? Diese 
Frage entscheidet sich nach den verschiedenen Gesetzen 



*) Der Beweis der exceptio veritatis kann natürlich nur Teil 
eines Strafprozesses sein, und es können nur die im Strafprozess 
zulässigen Beweismittel zur Anwendung kommen. 

2) So z. B. H. Meyer, Ö. 411 ; Hälschner, S. 704. 

^) Binding (Handbuch I, 826, Anm. 7) : „Der Beweis der ex- 
ceptio veritatis wird durch die Verjährung einfach ausgeschlossen". 



78 



Yerschieden, indem die einen zum Begriff des Rückfalls 
bloss eine vorausgegangene strafrechtliche Verurtei- 
lung^), die andern dagegen die vollzogene Bestrafung 
für das frühere Delikt verlangen. Genügt die frühere 
Verurteilung, so tritt für das neue Delikt die Rückfalls- 
strafe ein; sie ist dagegen ausgeschlossen, wenn sie 
von der .Vollstreckung abhängig gemacht ist ^). Es kann 
das frühere verjährte Verbrechen aber auch im letztern 
Fall insofern in Betracht kommen, als bei der Straf- 
zumessung die Vergangenheit des Delinquenten, sein 
früheres Verhalten berücksichtigt wird. 

Erlangt der zu einer entehrenden Strafe Verurteilte 
nach Verjährung dieser Strafe auch die ihm durch das 
Urteil (oder kraft Gesetzes) entzogenen bürgerlichen 
und politischen Rechte unmittelbar wieder? Sowohl 
Doktrin, als Gesetzgebung behandeln heute den Verlust 
dieser Rechte als Strafe und nicht als privatrechtliche 
Folge des Verbrechens. Ist nun aber diese Aberkennung 
als Strafe anzusehen, so sollte die Verjährung als un- 
mittelbarer Straftilgungsgrund, wenn keine entgegen- 
stehende Bestimmung besteht, sich auch auf dieselbe 
erstrecken. Die meisten Kriminalisten sind jedoch der 
Ansicht, dass der Verbrecher nicht durch die Verjährung 
an und für sich in den Genuss der bürgerlichen Ehren- 
rechte gelange. Es trete nämlich, sagen sie, der Ver- 
lust dieser Rechte mit dem Erkenntnis selbst ein; es 
sei ein besonderer Akt der Vollstreckung zum Eintritt 

^) So Waadt (Art. 67), Wallis (Art. 79), Schaffhausen (§ 76), 
Olarus (§ 40), Freiburg (Art. 73), Zürich (§ 66), Tessin (Art. 69), 
Appenzell A. Rh. (§ 50), Neuenburg (Art. 95) und das französische 
Recht (Art. 56). 

2) Hirzel (a. a. 0. S. 79), der einen Hauptgrund der Verjährung 
in ausgestandener Angst und erlittenen Grewissensbissen findet, 
achtet die Verjährung der Vollstreckung gleich und misst ihr 
■die gleichen Wirkungen bei, wie dieser. 
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dieses Verlustes weder nötig noch möglich^). So sagt 
z. B. Binding (S. 832): „Sie (die Vollstreckungsverjährung) 
hindert nicht den Eintritt der Verwirkungssirsiten*^ und 
{S. 853): „Es verjährt nicht die Strafe, sondern das 
Eecht der Strafzufügung, soweit seine Ausübung noch 
einer Thätigkeit nach dem Urteil bedarf." 

Nun sprechen aber die schweizerischen Strafgesetze, 
ausgenommen Zürich ^), Solothurn und St. Gallen, nicht 
von einer Verjährung der Strafvollstreckung, sondern 
von einer Verjährung der Strafe, und es ist daher an- 
zunehmen, dass nach -denjenigen dieser Gesetze, die keine 
entgegenstehende Bestimmung aufgenommen haben, die 
Nebenstrafe der Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte mit der Hauptstrafe verjähre. Ausnahmen sta- 
tuieren : 

Luzern (§ 69) und Obwalden (Art. 39) : die Straf- 
verjährung schliesst die Rehabilitation nicht in sich^). 
Ahnlich Neuenburg (110). 

^) So Heinze, in H. H. II, 627 ; Binding, Handbuch I, 832 und 
853. Die Bestimmung des § 36 des deutschen Strafgesetzbuches, 
dass die Zeitdauer des Verlustes dieser Eechte vom Tag der ver- 
jährten Freiheitsstrafe an zu rechnen sei, sei also keine Ausnahme 
von der Regel, dass die Verjährung den Vollzug der Strafe aus- 
schliesse (so Heinze). 

*) Zürich schliesst übrigens noch ausdrücklich die Ehrenfolgen 
von den Wirkungen der Verjährung aus (§ 56, letztes Alinea). 

^) Der französische Code civil, Art. 32, erklärt: „En aueun 
cas la prescription de la peine ne röint^grera le condamn6 dans 
ses droits civils pour Tavenir." 

Gegenteiliges bestimmt Art. 451 der Walliser Prozessordnung : 
„Le condamn6 recouvre la jouissance de droits civils qu'il aurait 
perdus par suite de la condamnation.** 

Interessant ist noch Art. 635 des französischen Code d'ins- 
truction criminelle, nach welchem sich der Schuldige, dem die 
Verjährung der wegen eines crime zuerkannten Strafe zu statten 
gekommen, nicht mehr im Departement, wo er das Verbrechen 
verübt, aufhalten darf; die Regierung kann ihm den Ort des Auf- 
enthaltes anweisen. 
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baren Handlung hergeleitet wird, eher verjähren würde, 
als ein solcher, der aus einer andern unerlaubten, aber 
nicht strafrechtlich verfolgbaren Handlung (Obligationen- 
recht, Art. 50 fif.) entspringt. 

Zu den civilrechtlichen Ansprüchen gehören auch 
die Kosten, die infolge einer rechtskräftigen Verurteilung 
dem Delinquenten zur Last fallen; der Einforderung 
derselben durch den Fiskus kann nur die Einrede der 
civilrechtlichen Verjährung entgegengehalten werden. 
Was dagegen die Kosten betrifft, die aus einer Unter- 
suchung erwachsen, bei deren Beginn der Eintritt der 
Verjährung noch nicht festgestellt werden konnte, sich 
aber nachher herausgestellt hat, so versteht sich heute 
von selbst, dass dieselben dem Angeklagten nicht auf- 
erlegt werden können; denn die jiachträgliche Fest- 
stellung der Verjährung hat bewiesen, dass die Unter- 
suchung rechtlich unstatthaft war. Eine Verurteilung 
in die Kosten ist übrigens nur als Folge einer Verur- 
teilung in der Hauptsache zuzulassen. 

Wie wird die Verjährung geltend gemacht? Sie 
ist eine Einrichtung öffentlichrechtlicher Natur und da- 
her vom Richter von Amtes wegen zu berücksichtigen 
und zwar in jeder Instanz. Wegen dieser ihrer Natur 
darf auch der Thäter keinen Verzicht auf dieselbe leisten. 

Es ist demnach Art. 450 der Walliser-Prozessord- 
nung, die bestimmt: „Les condamnes par contumace, 
dont la peine est prescrite, ne pourront demander ä ce 
qu'il soit procede ä une nouvelle Instruction, ä moins 
qu'ils renoncent ä la prescription de la peine", zu ver- 
werfen. Es kann dieser Ausschluss der Untersuchung 
allerdings für den Beschuldigten, der sich von Schuld 
frei weiss und jene zu seiner Ehrenrettung beanspruchen 
möchte, eine gewisse Härte bedingen. 
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